uff 
2 


1 
fl 


4%. a" a 
Mi 4 II It | 1 b | |: 4 Wu 


NY MO 1. IL LJAM null), ul] ’ ulla ll 11111111111 
der Gewerkſchaft kaufmänniſcher Angeſtellten eee (D. h. v.) 


— — — —œͤAñ— ——e— Sr, 


Nummer 2 NN Kattowitz, den 1. e 1934. | 9. Jahrgang 


1 


— — 


u 
N 


0 


17111 
all 


“| 
1 I 0 


il 1 1 I 


— 


Die Reugeſtaltung * sozialen ebend. 


Es war vorauszuſehen, daß die ſoziale Geſetzgebung bei] für die Angeſtelltenverſicherung durch eine weitere Verordnung 
| 


uns in Polen eine Vereinheitlichung in den einzelnen Landes⸗ | wiederum eine Erhöhung erfahren haben und für die ver⸗ 
teilen mit ſich bringen wird. Wir find auch grundſätzlich der | ficherten Angeſtellten eine weitere Belaſtung darſtellen. 
Auffaſſung, daß dieſe einheitliche Regelung der arbeitsrecht- Eine weitere Neuerung in der Geſetzgebung iſt das pol⸗ 
lichen und ſozialen Geſetze eintreten kann, jedoch mit der Ein⸗ | nilche Handelsgeſetzbuch (Kodeks Handlowy), das am 27. DR» 
ſchränkung, daß die Umgeſtaltung der Geſetzgebung für den | tober v. Js. durch eine Verordnung im Gebiet der Republik 
betroffenen Arbeiter der Stirn und der Fauſt mindeſtens die | Polen eingeführt wurde. Die Ausführungsverordnung zu 
bisherigen Geſetze beſtehen läßt oder noch Vorteile bringt. | dieſem Geſetz ſetzt das bei uns geltende bisherige deutſche 
Die Neugeſtaltung der ſozialen Geſetzgebung muß doch gerade | Handelsgeſetzbuch vom 10. 5. 1897 (Rgbl. S. 219) mit geringen 
in der ſchweren Zeit den ſchaffenden oder arbeitsloſen Menſchen [Ausnahmen außer Kraft, insbeſondere verlieren der Abſchnitt 6 
eine Erleichterung bringen. Außerdem darf gerade in unſerem | des deutſchen Handelsgeſetzbuches, der die Rechte der Hand— 
Gebiet eine Verſchlechterung der ſozialen Geſetze deshalb nicht | Iungsgehilfen und Handlungslehrlinge (§ 59 bis 83) regelt, 
eingeführt werden, weil wir in unſerem Landesteile als pol- | und der Abſchnitt 7 über Handlungsagenten (8 84 bis 92) 
niſche Staatsbürger deutſcher Volkszugehörigkeit aufgrund des | ihre Geltung. 

Genfer Abkommens Sonderrechte genießen. Anſtelle des bisherigen Handelsrechtes tritt nun das all. 

Mit dem 1. Januar d. Js. ſind in unjerem Arbeitsgebiet gemeine Dienſtvertragsgeſetz, das für die Betreffenden weit 
neue Geſetze und Verordnungen eingeführt worden, mit denen | ungünjtiger iſt. Die Vorteile des bisherigen deutſchen Handels» 
wir uns ganz kurz in unſerer Abhandlung beſchäftigen werden. geſetzbuches waren insbeſondere folgende Beſtimmungen: 

In erſter Linie bringt das neue einheitliche Sozialver- Leiſtungen nach Ortsgebrauch — Fürſorgepflicht des 
ſicherungsgeſetz eine Neuordnung des geſamten Sozialver- Prinzipals, Gehalts- und Unterhaltungsanſprüche bei unver⸗ 
ſicherungsweſens und nimmt uns verſicherten Angeſtellten die [ſchuldeter Verhinderung — Regelung der Gehaltszahlung, — 
Selbſtändigkeit und Selbſtverwaltung in der Angeſtellten⸗ | der Kündigungsfriſten — der Konkurrenzklauſel und weitere 
verſicherung. Schutzbeſtimmungen beſonders für die Handlungslehrlinge. Auf 

Das Sozialverſicherungsgeſetz regelt nämlich die Ber: dieſen Sonderrechten unſerer Kollegen baute ſich der geſamte 
ſicherung für den Fall der Krankheit und Mutterſchaft, für [Rechtsſchutz auf. Gerade die in unſerem Berufsverband zu⸗ 
den Fall der Erwerbsunfähigkeit und des Todes der ver- ſammengeſchloſſenen Mitglieder werden durch das neue pols 
ſicherten Perſon infolge eines Unfalls bei der Beſchäftigung niſche Handelsgeſetzbuch am ſchwerſten getroffen. 
oder infolge einer Berufskrankheit und anderer Urſachen Da durch dieſes polniſche Handelsgeſetzbuch die uns durch 
Es wird alſo nach dem neuen Geſetz in der Befomioerfiderntig das Genfer Abkommen bis zum Jahre 1937 garantierte Schuß: 
keinen Unterſchied mehr zwiſchen Arbeitern und Angeſtellten | geleßgebung eine Verſchlechterung erfährt, haben wir die zu⸗ 
gemacht. Die Kranken-, Unfall-, Invaliditäts- und Alters- ſtändigen Stellen angerufen, gegen die Ausdehnung des Geſetzes 
verſicherung iſt hier einheitlich zusammengelegt und umfaßt | auf Oberſchleſien Einſpruch zu erheben. Das Einſpruchsver⸗ 
alle Arbeitnehmer, die eine verſicherungspflichtige Tätigkeit | fahren ſchwebt noch. Wir werden zu gegebener Zeit noch 
jeglicher Art ausüben. darauf zurückkommen. 

Die Kranken- und Invalidenverſicherung bleibt zunächſt Es werden vorausſichtlich in allerkürzeſter Zeit noch weitere 
einmal im oberſchleſiſchen Teil der Wojewodſchaft Schleſien, Geſetze in unſerem Arbeitsgebiet in Kraft treten, ſobald die 
alſo in unſerem Gebiet aufgrund der alten deutſchen Geſetze ] Zuſtimmung des Schleſiſchen Sejms vorliegen wird. Es handelt 
beſtehen, die Orts⸗ und Betriebskrankenkaſſen behalten ihre | ji hier um das polniſche Urlaubsgeſetz, das Geſetz über die 
Selbſtändigkeit und regeln nach wie vor die Krankenfürſorge Arbeitszeit im Handel und Gewerbe, um eine abgeänderte 
in unſerem Arbeitsgebiet. In der Angeſtelltenverſicherung ift [Reichsverſicherungsordnung und andere ergänzende Verord⸗ 
eine bedeutſame Umänderung vorgenommen worden. Die nungen. Es haben in der Sozialen Kommiſſion des Schleſiſchen 
Angeſtelltenverſicherung bleibt nur ein Glied der Sozialver- Sejms wegen der Einführung dieſer Geſetze verſchiedene Be⸗ 
ſicherung und wird aufgrund des neuen Geſetzes von Warſchau | ſprechungen ſtattgefunden, an denen wir auch teilgenommen 
aus geleitet. Die einzelnen Angeſtelltenverſicherungsanſtalten haben. Die Beratungen ſind noch nicht abgeſchloſſen, weshalb 
verlieren ihre Selbſtändigkeit und werden der Sozialver-. wir uns zunächſt einmal eine Beſprechung der wichtigſten Be⸗ 
ſicherungskammer in Warſchau als ein Verſicherungszweig | ſtimmungen dieſer Geſetze erſparen wollen. 
unterſtellt. Gewiß iſt noch durch eine ergänzende Ausführungs⸗ Aus unſerer Adhandlung geht aber klar und deutlich 
ordnung z. B. der Angeſtelltenverſicherungsanſtalt in Königs⸗ hervor, daß wir allen Grund haben, in unſerem Berufsver— 
hütte ue, die Anträge auf Leiſtungen aus der An⸗ bande mit unſeren Berufskameraden auf der Hut zu bleiben, 
geſtelltenverſicherung entgegenzunehmen und feſtzulegen. Die | damit uns nicht die letzten ſozialen Schutzgeſetze ganz verloren 
endgültige Entſcheidung wird allerdings in Warſchau gefällt. | gehen oder zu unſeren Ungunſten geändert werden. Um uns 
Wir werden noch in einer beſonderen Abhandlung auf die durchzuſetzen, brauchen wir ſelbſtverſtändlich die Mitarbeit 
Neugliederung der einzelnen Verſicherungsarten, die Bemeſſung | unferer Anhängerſchaft gerade in dieſen jo bedeutſamen Aus» 
der Beiträge und Leiſtungen und andere Neuerungen zurück. einanderſetzungen. Wir müſſen einſatzbereit ſein und bleiben. 
kommen. Hier wollen wir noch herausſtellen, daß die Beiträge Kor. 
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„Monatsweiſer“ 


9. Jahrgang. 


Ein Nachklang. 


Der Monatsweiſer hat das Jahr 1934 in einem neuen | es weiter gehen wird auf dieſem langen Wege, aber unter 


Gewande angetreten. Aeußerlich durch den gefälligen Kopf, 
der die große Nüchternheit abgelegt hat und nun das Gepräge 
unſerer Heimat und des Berufes zeigt. 

Was mich beſonders zu dieſer Niederſchrift veranlaßt hat, 
iſt das Leitwort zum Jahreswechſel. Für die Lauen, die aus 
unſeren Reihen traten und ſich eine eigene Moral ſchufen, iſt 
es ein verdienter Hinweis auf ihre Niedrigkeit. Sie ſollen 
es wiſſen, daß ſie das Recht deutſch zu ſein, verwirkt haben. 
Ob jene es überhaupt wiſſen, was es heißt, für eine gerechte 
Sache zu ſtreiten? 

Und für die Treuen? 

Es iſt wie ein tiefes Atemholen vor neuen Anſtrengungen 
und ein Rückblick auf den zurückgelegten Weg. Viele, ſehr viele 
Trümmer liegen hinter uns. Und nun — ein lichter Augen— 
blick, in welchem eine Stimme ruft, als wollte fie feſtſtellen, 
wieviele der Kämpfer noch geblieben find. Mit einem freu: 
digen Aufhorchen halten ſie inne in dem beſchwerlichen ‘Fort: 
ſchreiten. Nur eine kurze Raſt, um ein Weilchen der Stimme 
zu lauſchen, die zu ihnen ſpricht, die ſie alle aufruft. Viele 
fehlen, ſie ſind feig geworden! Erbitterung malt ſich auf 
den Geſichtern, der Kämpfer, ſie hören weiter, vernehmen, daß 


immer größerer Mühſal. Mehr voneinandergeſtützt werden 
ſie gehen müſſen, um die Schwierigkeiten und Hinderniſſe, die 
auf dieſem Weg liegen, beſſer zu überwinden. Sie alle, die 
das vernehmen, wiſſen, ſo ſpricht nur einer, der mit uns leidet, 
denn er redet die Sprache unſerer Herzen. Es iſt ein ſtummer 
Dulder aus unſerer Mitte, der ſoviel Seelengröße beſitzt, Worte 
des Troſtes zu ſpenden, und gläubige Hoffnung in die Herzen 
der treuen Schar legt. 

Gibt das nicht neue Kräfte? 

Kommt da nicht ein goldiger Sonnenſtrahl durch das 
Gewölk, das den Weg dieſer Kämpfer umdüſtert? 

Freude leuchtet aus den Augen der Zuhörer! Weiter 
wollen ſie ſchreiten den Weg, den ſie gemeinſam zu gehen 
haben; hochaufgerichtet ſtehen fie da, klarer iſt der Blick 
geworden. 

Die kleine Atempauſe iſt vorüber, noch ein kurzes Stoß— 
gebet zu ihrem Gott. Die Stimme, die alle aufhören ließ, 
ſchweigt, der Sprecher tritt nun wieder in die Reihen der 
Kämpfer, um mit ihnen Freud und Leid zu teilen. 

Jeder Frühling ſchickt ein kräftiges Brauſen voraus, wir 
hören es auf unſerem Wege. B. 


Unſer Weg. 


Ein treuer Mitarbeiter in der Ortsgruppenführung ſchreibt uns: 


Ein ſchweres Jahr voll Enttäuſchungen, wohl für viele von 
uns, iſt verflojfen. An das neue Jahr knüpfen wir wiederum 
die Hoffnung, daß es uns das Gute bringen möge, das wir 
von ihm erwarten. Mögen wir nicht ſo enttäuſcht werden, 
wie in den vergangenen Jahren! In Deutſchland brachte das 
alte Jahr, dank des Siegeszuges deutſchen Fühlens und Denkens 
und der Einigkeit, eine außerordentlich kräftige Aufwärts— 
bewegung in wirtſchaftlicher und völkiſcher Beziehung. Viele 
Hunderttauſende, ja paar Millionen deutſcher Arbeiter der 
Hand und des Geiſtes, konnten wieder in den Arbeitsprozeß 
eingeſchaltet werden und diejenigen deutſchen Männer, die der 
Ruf zur Arbeit noch nicht erreichen konnte, ſehen mit berechtigter 
Hoffnung dem weiteren Wirtſchaftsaufſtieg in Deutſchland ent— 
gegen. Leider hat ſich dieſe kraftvolle Beſſerung bei uns in 
Polen im Allgemeinen noch nicht bemerkbar gemacht. Noch 
mußten wir leider in letzter Zeit ein Anſteigen der Arbeiis— 
loſigkeit feſtſtellen. Faſt überall iſt das Beſtreben bemerkbar, 
uns unſere Arbeit ſchwer zu machen, ja uns aus Brot und 
Beruf herauszudrängen. Viele unſerer Berufskollegen und 
im engeren Sinne ſolche unſeres völkiſchen Denkens, gingen 
mit dem Ende des verfloſſenen Jahres ihrer Arbeitsſtelle ver— 
luſtig, weitere zahlreiche Kündigungen zum nächſten Quartals— 
ende folgten. Mit Beſorgnis ſchauen dieſe bedauernswerten 
Kollegen, die noch in ungeminderter Arbeitskraft ihre Stellung 
verloren ſehen, in die graue Zukunft. Dieſer Kollegen heiße 
Hoffnung iſt es, daß tatkräftiger Einſatz ihrer glücklicheren 
Kollegen und vor allem auch ihres Berufsverbandes ſie vor 
langer Arbeitsloſigkeit bewahren möge. Hier gilt es, daß 
jedermann einig für unſere armen Berufsgenoſſen einſteht, 
wenn nicht direkt möglich, ſo doch durch Treue und Pflicht— 
erfüllung unſerem lieben DHV gegenüber. Ein Berufsverband, 
der eine ſtarke Stütze an aufrechten, überzeugten und pflichtbe— 
wußten Mitgliedern hat, iſt ein Faktor, mit dem unſere Gegen— 
ſpieler rechnen müſſen. Leider konnten wir unſere Orisgruppen 
nicht ſo entwickeln, wie es eigentlich hätte geſchehen ſollen. 
Das hat wohl auch ſeine Urſache darin, daß viele Anhänger 
unserer Bewegung vielleicht lau und gleichgültig geworden ſind. 

Und hier möchte ich nicht verfehlen, Ihnen dringerd ans 
Herz zu legen: bringen Sie auch in ſchlechten Tagen das 


Intereſſe unſerem Verbande entgegen, das ihm gebührt, be— 
ſuchen Sie unſere Verſammlungen regelmäßiger. Der DHV. 
hat nicht allein Ihnen gegenüber Pflichten, die er, das werden 
manche in unſeren Ortsgruppen perſönlich erfahren haben, in 
Unermüdlichkeit aufs Beſte erfüllt, ſondern Sie ſelbſt haben, 
wenn Sie auch pünktlid Ihre Verbandsbeiträge bezahlen, 
keineswegs Ihre Verbandspflicht erſchöpft. Jyre Pflicht und 
Schuldigkeit iſt es, in ureigenſtem Intereſſe, die ſchönen Auf: 
gaben und deen unſeres DHV. in beruflicher und völkiſcher 
Hinſicht mit verwirklichen zu helfen. Vergeſſen Sie nie, daß 
Reinheit der Geſinnung und unwandelbare Treue an unſeren 
Idealen die ſtarke Front ſchafft, die wir ſo dringend in dieſer 
unſagbar ſchweren Zeit benötigen. Tragen Sie den Geiſt und 
die Ideale unſeres DHV. in den Kreis unſerer abſeitsſtehenden 
deutſchen Berufsgenoſſen, zeigen Sie dieſen Volnksgenoſſen, 
was der DHV iſt, und was er uns bedeutet. Die Frucht 
dieſes Beginnens wird nicht ausbleiben. Je ftärker unſere 
Reihen, umſo beſſer für uns. Und ſo ſchließe ich meine Worte 
in der Hoffnung, daß die Morgenröte einer beſſeren Zeit für 
uns und unſer Volk aufziehen möge, daß unſer DHV. und 
im engeren Sinne unſere Ortsgruppen weiter den Aufſchwung 
nehmen mögen, wie wir ihn uns wünſchen. 


Berufskameraden — es gilt weiter auf- und auszubauen! 
Werber vor die Front! 


Am 4. März d. Js. findet in Tarnowitz die ordent⸗ 
liche Jahreshauptverſammlung unferer Gewerkſchaft 
ſtatt. Wir weilen zum erſten Male in der freien, alten Berg— 
ſtadt und wollen in der Oeffentlichkeit beweiſen, daß wir auf 
dem Poſten ſind. Es gilt an dieſer Tagung neue Mitſtreiter 
zu begrüßen. Wir wollen daher alle ohne Ausnahme neue 
Anhänger werben. Alle Werber werden durch Buchpreiſe 
ausgezeichnet. Die Zeit iſt kurz, es muß daher ſofort be» 
gonnen werden. 


Parole iſt zunächſt einmal bis zum 4. März 1934: 
Alle Berufskameraden für den DHV zu gewinnen, 
die zu uns gehören und noch abſeits ſtehen. 


Dienſt am Kunden. 


Ein langjähriger, ehrenamtlicher Mitarbeiter ſtellt uns 
diefen Aufſatz zu Verfügung, den wir gern veröffentlichen. 


Die Schriftleitung. 
Wer von uns hat in ſeinem Leben nicht ſchon über irgend— 
etwas genörgelt! Oder, um ſanfter zu fragen: Sind Sie 
noch nie ungehalten geweſen? 


Gewiß, jeder von uns hat mehr als einmal ſein Temperament 
geſteigert: von dem einfachen Ungehaltenſein bis zum Siede⸗ 
punkt innerer Kochkunſt. 

Und warum? Vielleicht weil der Kragenknopf nicht ſogleich 
zur Hand war, oder weil auf belebter Straße die Hoſenträger 
plötzlich den Dienſt verweigerten, wodurch die Hoſe die wenig⸗ 


9. Jahrgang. 


beliebte Ziehharmonikaform annahm. Nun, das find Kleinig— 


keiten, aber wie iſt es, wenn unſere lieben Mitmenſchen an 
den Ventilen menſchlicher Vernunft herumbaſteln. Das kann 
ſchlimm ausgehen! Es kommt zu Meinungsverſchiedenheiten, 
die bei richtiger Einſtellung und ruhiger Betrachtung der An— 
gelegenheiten hätten vermieden werden können. Unüberlegte 
Handlungsweiſe zerreißt Freundſchaften, macht Menſchen un⸗ 
dankbar. 

Es gibt im menſchlichen Leben ſehr viele Ereigniſſe, die 
zu Berſtimmungen untereinander führen können. Jedoch ſollte 
man niemals die Stimme der Vernunft unterdrücken, beſonders 
dann nicht, wenn es ſich um Berufskameraden handelt. 

Wie ſieht es in dieſer Hinſicht bei uns aus? 

Ich will nun als Beiſpiel den Verkehr der Geſchäftsführung 
mit uns Mitgliedern beleuchten. 

Ich habe da von manchem Kollegen Klagen gehört, die 
alle eine gewiſſe Unzufriedenheit heraushören ließen. Auf 
mein Befragen nach dem Grunde, mußte ich erfahren, daß es 
größtenteils Kleinigkeiten waren, denen man in der erſten 
Erregung eine ungeheure Bedeutung beigemeſſen hatte. 
Und ich habe es auch oft beobachtet, daß die Erregung diefer 
Gemüter — bei ruhiger Betrachtung der ganzen Angelegenheit — 
einer Beſchämung wich, ob menſchlicher Kleinlichkeit. 

Es wird manchen Leſer geben, der da ſagt: Nein, damit 
bin ich nicht ſo ganz einverſtanden, was der ſo ſchreibt. Der 
ſcheint noch nicht erlebt zu haben, wie es iſt, wenn man auf 
der Geſchäftsſtelle vorſpricht, und der Geſchäftsführer, den 
man ausgerechnet heute ſprechen wollte, nicht da iſt! Ein 
anderer wird jagen: das iſt noch garnichts, ich hatte eine ſehr 
wichtige Angelegenheit zu erledigen und wurde dort ſo kurz 
behandelt: oder, wann man auch immer anruft, niemals kann 
man ſo ganz ausführlich Beſcheid erhalten, es wird dann 
immer geſagt, man möchte doch lieber perſönlich vorſprechen 
oder ſchriftlich einkommen. Und nachher da kann man aber 
warten! Wo bleibt da der Dienſt am Kunden? 

Nun, da die Sache mit dem „Dienſt am Lunden“ — nach 
Anſicht mancher Kollegen — nicht ſo ganz klappen will, ver— 
ſuchen wir es doch einmal anders. 

Wie ? 

Ganz einfach! 

Wir ſtellen uns um und richten einen „Dienſt an der 
Geſchäftsführung“ ein! a 

Sie jagen, das haben wir nicht nötig! ö 

Doch, wir wollen disziplinierte Menſchen ſein und müſſen 
daher berückſichtigen, daß ein Geſchäftsführer auch nicht immer 
Intereſſe aufbringen kann für langatmige Ausführungen, die 
mit Adam und Eva beginnen und beim Wetter aufhören. 


„Monatsweiſer“ 
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Wer ſeinen Redeſchwung auf der Geſchäftsſtelle beweiſen will, 
kann es vorteilhafter in den Monats verſammlungen tun, wo 
begeiſterte Zuhörer mit ihrem Beifall ſicherlich nicht kargen 
werden. Und wenn der Geſchäftsführer nicht immer zur Stelle 
iſt, dann müſſen wir uns damit beruhigen, daß er ſehr viel 
Außendienft zu erledigen hat und ſeine Mitarbeiter durchaus 
in der Lage ſind, Auskünfte zu erteilen. Das mit dem langen 
Warten bei der Abfertigung — — — nun, wir müſſen anderswo 
länger warten, ohne es zu wagen dürfen, eine Zornesröte 
aufſteigen zu laſſen. Es wäre undankbar, wenn wir aus dem 
kameradſchaftlichen Verhältnis zur Geſchäftsführung für uns 
in Anſpruch nehmen wollten, daß wir keine Rückſicht üben 
brauchen. Hierbei kann gleich eine Redensart richtig bewertet 
werden, die mit beſonderer Vorliebe gebraucht wird, nämlich, 
daß der Geſchäftsführer für uns da ſei, und nicht wir für ihn —, 
ja, es hat ſeine Richtigkeit, denn wäre er nicht für uns da, 


könnte er nicht an verſchiedenen Sitzungen und Beſprechungen 


teilnehmen, die doch nur im Intereſſe aller Kollegen geführt 


werden. 


Erweitern wir doch unſeren „Dienſt an der Geſchäfts— 
führung“ dahin, daß wir die Monatsverſammlungen regelmäßig 
beſuchen. Ich glaube, manche ſpätere Rückfrage erübrigt ſich 


durch Aufmerkſamkeit während der Vorträge und Berichte. 


Eine weitere Hilfe iſt unſer Monatsweiſer. Es ſtehen da oft 
gute Ratſchläge drin, die hauptſächlich unſeren Beruf angehen. 
Dann ſind doch unſere Vertrauensmänner immer zu erreichen. 
Wenn ſie auch nicht den ganzen Inhalt des Betriebsräte- und 
Handelsgeſetzbuches uſw. im Kopfe haben können, ſo wird 
doch ein Teil davon oft ſchon genügen, dem um Rat fragenden 
Kollegen behilflich zu ſein. Ich denke, daß jeder Vertrauens- 
mann beruflich ſoweit fortgebildet iſt, daß er kleine Dienſte 
oder die Vermittelung zur Geſchäfts führung wird ausführen 
können. 

Es ſoll nicht geſagt ſein, daß alle Vorkommniſſe und An— 
fragen auf dieſe Art erledigt werden ſollen, nein, wir wollen 
uns in beſcheidener Weiſe in den Dienſt der Kollegen ſtellen, 
um ihnen Fahrkoſten, der Geſchäftsführung aber Zeit zu ſparen. 
Es gibt Fälle, die nur von der Führung erledigt werden 
können, und ich glaube, es geſchieht auch immer. Sollte 
wirklich einmal der Fall eingetreten ſein, daß etwas nicht 
ganz zur Zufriedenheit des Nachſuchenden ausgeführt worden 
iſt, dann darf nicht gleich ein böſes Augenrollen einſetzen. 

Wir ſind deutſche Männer und müſſen einander in dem 
ſchweren Lebenskampfe beiſtehen; wir ſind auf uns allein 
angewieſen, da darf es keine Verſtimmungen geben, ſondern 
brüderliches Verzeihn, denn: Allen Menſchen Recht getan, iſt 
eine Kunſt, die Niemand kann. B. 


Gefahren der Unterbevölkerung in Deutſchland. 


Die Zeit muß vocbei fein, da Leute für politiſch klug und weiſe 
galten, die über den neueſten Stand irgendwelcher Klügelei Beſcheid 
wußten, aber keine Ahnung hatten von den Schickſalsfragen, die unſere 
völkiſche Zukunft beſtimgmen. Wahre politiſche Bildung zeigt ſich u. a. 
derm, daß wir uns weniger dem Nebenſächlichen und mehr dem We: 
ſentlichen zuwenden. Zum Weſentlichſten gehört das, was uns jetzt 
täglich der Rundfunk und die Aufklärungsſchriften der Volkswohlfahrt 
über den drohenden Ernſt des Bevölkerungsproblems ſagen. Jeder 
volksbewußte hat die Pflicht, dieſe Aufklärung ſich zu eigen zu machen 
und ſie weiterzutragen. Großes iſt in kurzer Zeit geleiſtet worden: 
Größeres muß aber noch geleiſtel werden. Wir haben zu lange in 
Gleichgültigkeit und Unkenntnis über bevölkerungspolitiſche Fragen 
gelebt, als daß die Verſäumnis von Jahrzehnten binnen kurzem gut— 
gemacht werden könnte. 

Holen wir uns erſte Belehrung aus dem Statiſtiſchen Jahrbuch 
für das Deutſche Reich! Die Statiſtik für 1932 zeigt folgende Zahlen: 
978 000 Lebendgeburten, 698 000 Sterbefälle, Geburtenüberſchuß 280 000. 
Die Verhältniszahlen lauten: Auf 1000 Einwohner 15,1 Geburten, 
10,8 Todesfälle, Geburtenüberſchuß 4,3. Vor dreißig Jahren hatte 
unſer Volt noch jährliche Geburtenüberſchüſſe von 900 000 —= etwa 
15 v. T. Es wäre ein gefährlicher Trugſchluß zu glauben, daß unſer 
Volk zwar erheblich langſamer wächſt, aber doch immerhin noch zu— 
nimmt. In Wirklichkeit ſind wir kein wachſendes Volk mehr. Der 
Geburtenüberſchuß iſt trügeriſcher Schein; er wird nur vorgetäuſcht 
durch eine abnorm niedrige Sterbeziffer, die wir auf die Dauer nicht 
behaupten können. Die Sterbezifſer von 10,8 auf Tauſend als Dauer: 
zuſtand ſetzt nämlich voraus, daß die Menſchen durchſchnittlich 93 
Jahre alt werden. Sie iſt nur daraus zu erklären, daß wir infolge 
des Geburienrüdganges einen unnatürlichen Altersaufbau haben. 


i 


Die mittleren Jahrgänge mit geringer Sterbewahrſcheinlichkeit find im 
Verhältnis zu Jugend und Alter überaus ſtark beſetzt. Wir haben, 
ſo ſagt der Bevölkerungspolitiker Friedrich Burgdörfer, dem wir füt 
dieſe und viele andere Angaben zu Dank verpflichtet ſind, eine Hypo— 
thek deim Tode aufgenommen. Der Tod aber iſt der hartherzigſte 
Gläubiger. Er wird in zwei bis drei Jahrzehnten ſeine Forderung 
unerbittlich geltend machen. Dann geht die Lebenszeit der reich be— 
ſetzten mittleren Jahrgänge dem Ende zu; es findet aber aus den 
unteren Jahrgängen kein ausreichendes Nachrücken in die mittleren 
Altersſtufen mit geringer Sterblichkeit ftatt. Wird dem Geburtenrück— 
gang nicht Einhalt geboten, dann werden wir ſogar ſchon in zehn, 
längſtens in fünfzehn Jahren in Deutſchland mehr Särge als Wiegen 
brauchen. 


Selbſt unter denen, die um dieſe Gefahr wiſſen, ſind noch viele, 
die wenigſtens wirtſchaftlich den Geburtenrückgang nicht für ein Unglück 
halten. Sie bilden ſich ein, daß weniger Menſchen auf dem deutſchen 
Volksraum angenehmer leben könnten. Eine zur Zeit der Maſſen— 
arbeitslogkeit zwar erklärliche, aber darum nicht weniger falſche Mei— 
nung. Häuſer, Maſchinen, Sachgüter aller Art, jo wichtig fie find, ent⸗ 
ſcheiden nicht über den Reichtum eines Volkes. Viel wichtiger für 
Gegenwart und Zukunft iſt auch wirtſchaftlich die Menſchenzahl, das 
Arbeitskönnen, der Lebensmut und die Unternehmungsluſt des Volkes. 
Die acht Millionen Kinder, die unſerem Volke heute am natürlichen 
Altersaufbau fehlen, hätten nicht den Arbeitsmarkt belaſtet. Ihr Fehlen 
bedeutet im Gegenteil einen gewaltigen Ausfall an Arbeitsmöglich— 
keiten und eine empfindliche wirtſchaftliche Gleichgewichtsſtörung. Die 
Geſchichte gibt kein Beiſpiel dafür, daß Völker an Menſchenüberfluß 
zugrunde gegangen wären, wohl aber Beiſpiele dafür, daß Völker durch 
Geburtenſchwäche untergingen. Uebervölkerung kann Not bringen, 
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aus der aber kräftige Völker noch immer einen Ausweg gefunden 
haben; Untervölkerung dagegen bringt nicht nur Not, ſie kann den Tod 
des Volkes bedeuten. 

Kinderarmut heute ruft Arbeitermangel für morgen hervor. Wem 
für dieſe Einſicht durch die Arbeitsloſennot der Blick getrübt iſt, der 
ſchaue auf das Beiſpiel Frankreichs, wo ſchon heute die verhängnis— 
vollen Wirkungen der willentlichen Kinderarmut deutlich ſichtbar ſind. 
Von Sonne und Waſſer begünſtigt, mit beſonders gutem Ackerboden 
ausgeſtattet, müßte Frankreich am eheſten von allen europäiſchen Völ— 
fern feine Nahrung aus der eigenen Scholle gewinnen können. Tal: 
ſächlich aber muß es jährlich 15 Millionen Tonnen Weizen einführen. 
Der reiche franzöſiſche Boden gibt weil es an Menſchenhänden fehlt, 
um ein Viertel geringere Erträge als die, die der deutſche Bauer 
feinen ärmeren Boden abringt. Die Entwertung des landwirtſchaft— 
lichen Bodens ſchreitet, namentlich im Südweſten Frankreichs, ſeit 
Jahrzehnten unaufhaltſam ſort. Weite fruchibare Landſtrecken veröden, 
weil es an Menſchen fehlt, die das Land beſtellen. Auch die fran— 
zöſiſche Induſtrie leidet in halbwegs guten Jahren empfindlich unter 
Arbeitermangel. Wichtige Induſtriezweige würden lebensunfähig wer— 
den, wenn nicht in großer Zahl italieniſche, polniſche und tſchechiſche 
Arbeiter, ja ſogar Nordafrikaner zuwanderten. Damit kommen wir 
zur ernſteſten Gefahr. Dauernde Geburtenſchwäche führt dazu, daß 
ein Volk von Fremdraſſigen unterwandert wird. Es tritt eine Um— 
volkung ein, die das Volk in feinem Weſenskern verändert. Solche 
Umvolkung iſt unerträglich für den völkiſchen Staat, der bewußt die 
Raſſe in den Mittelpunkt ſeines Lebens ſtellt. 

Auch in unſerem Volke war es ſchon einmal ſoweit gekommen, 
daß die ſlawiſche Unterwanderung tief in das Innere vordrang. Bei 
Ausbruch des Weltkrieges war in einigen Städten des Ruhrgebietes 
der Anteil der Polen an der Geſamteinwohnerzahl auf 20 bis 25 v. H. 
angeſtiegen, am höchſten in den Stadtkreiſen Recklinghauſen und 
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Herne. Der Weltkrieg hat hier völligen Wandel geſchaſfen; die 
Gefahr aber bleibt beſtehen. Geht unſer Volk weiter zurück und 
wachſen im Oſten Europas die Slawen weiter wie bisher an, dann 
droht unſerem Volk wieder Unterwanderung, ja ſogar Aufſaugung. 
Nach der vorausſichtlichen Wachstumsentwicklung der europäiſchen 
Völker wird ſchon 1960 jeder zweite Europäer ein Slawe ſein, wäh⸗ 
rend vor dreißig Jahren erſt jeder dritte Europäer Slawe war. Es 
darf nicht ſo bleiben, daß in Deutſchland nur ein Kind heranwächſt, 
während im Oſten Europas drei aufgezogen werden, die ſpäter die 
bei uns entſtehenden Lücken auszufüllen trachten werden. Deshalb 
iſt der Kampf gegen den Geburtenrückgang eine der wichtigſten Auf⸗ 
gaben der nationalen Erziehung unſeres Volkes. 

Den Schlußpunkt unter unſere Betrachtung möge ein Gelehrter 
ſetzen, deſſen Mahnung ſeinerzeit überhört worden iſt. Profeſſor 
Dr. Winkler ſagte in ſeinem Vortrag „Uebervölkerung und Arbeits— 
loſigkeit“ auf der Wiener Tagung des Vereins für Sozialpolitik im 
Jahre 1926: „Die Zahlen der Statiſtik zeigen dem, der ſie zu leſen 
verſteht, ein Wetterleuchten am Horizont des deutſchen Volkes. Nicht 
die Uebervölkerung iſt es, die uns auf die Dauer ernſtlich bedroht. 
fondern die Untervölkerung. Man kann ein Volk zwar mit einem 
Ruck um Tauſende ſeiner Zugehörigen verringern, aber man kann es 
nicht ebenfo plötzlich vergrößern. Beſonders kann man nicht die 
fehlenden Arbeiter plötzlich aus dem Boden ſtampfen; es ſei denn, 
daß man das dauernde Unvermögen feines Volkes, feinen Raum aus— 
zufüllen, nichl als eine unerhörte Schmach anſieht und ſich mit der 
Ueberfremdung und ihren beklagenswerten Folgen abfindet. Die 
Arbeiter, die wir in 20, 30 Jahren brauchen werden, müſſen heute 
geboren werden, ſonſt ſind ſie nicht zur Stelle. Diejenige Volks— 
politik, die das deutſche Volk groß und ſtark macht, iſt auch die 
wirkſamſte Sozialpolitik.“ 

E. M. 


Warenverteiler, Händler oder Kaufmann? 


Der „ehrbare Kaufmann“ iſt im neuen, deutſchen Staate wirk— 
lich wieder zu Ehren gekommen. Es geht in der Wirtſchaft heute 
nicht mehr ums „Geld verdienen um jeden Preis“, ſondern darum, 
daß die Wirtſchaft zur echten Dienerin des Volkes geſtaltet wird. 
Der liberaliſtiſche Grundſatz, daß der perſönliche Nutzen des einzelnen 
zugleich einen volkswirtſchaftlichen Nutzen darſtelle und dem Allge— 
meinwohl diene, iſt endlich als falſch entlarvt. Ihm ſteht der Be— 
kenntnisſatz „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ entgegen. Nach ihm 
hat ſich alles wirtſchaſtliche Planen und Denken auszurichten. Aach 
im Einzelhandel! Unſere Berufskameraden im Einzelhandel haben 
in dieſer Hinſicht eine ſehr bedeutungsvolle und zugleich dankbare 
Aufgabe zu erfüllen. Sie können in Bezug auf Durchſetzung des 
Wertgutgedankens und der Abſatzſteigerung deut— 
ſcher Erzeugniſſe mehr leiſten als irgendein anderer Volksgenoſſe. 
Durch die Hände des Kaufmonnsgehilfen im Einzelhandel geht der 
größte Teil unſeres geſamten Warenumſatzes. Von ihrer geiſtigen 
Einſtellung und ihrem Willen zur Beinfluſſung der Käuferſchaft im 
deutſchen Sinne hängt es erheblich ab, ob deutſche oder ausländiſche 
Waren verbraucht werden, was der einzelne Volksgenoſſe ißt und 
trinkt, was er anzieht, wie er ſeine Wohnung geſtaltet, was er lieſt 
uſw. Ob Milliarden für fremde Waren ins Ausland wandern oder 
durch geiteigerten Abſatz heimiſcher Verbrauchsgüter neue Arbeits- 
plätze für arbeitsloſe Volksgenoſſen gefchaffen werden, hängt weſent⸗ 
lich mit von dem Willen der Kaufmannsgehilfen ab. Deutlich zeigt 
ſich alſo ihre Doppelaufgabe: Den Dienſt am Kunden zu 
verbinden mit dem Geſamtwohl des Volkes. Beides 
iſt auch durchaus miteinander vereinbar. 

Mit ungeheurem Reklameaufwand wurden früher oft wertloſe 
Dinge für vieles Geld unſerem Volke aufgeſchwatzt. Zum Teil ge— 
ſchieht das heute noch. In den Ramſchbaſaren und den auf gleicher 
Stufe ſtehenden Geſchäften werden die Käuſer zumeiſt durch ſchlechte 
oder minderwertige Waren betrogen. Von jüdiſchem Händlergeiſt 
beherrſchte Auchkaufleute verſuchen hier auf Koſten anferes Volkes 
ſchnell reich zu werden. Die volkswirtſchaſtliche Aufgabe des Kauf⸗ 
manns iſt aber: echten Bedarf und gute preiswerte 
Ware zuſammenzubringen. Daher ergibt ſich zunächſt von 
ſelbſt, daß der Einzelhändler nicht nur als einfacher Warenverteiler 
fein darf, wozu ihn der Marxismus zu degradieren verſuchte, fon: 
dern daß er gründliche Waren⸗ und volkswirtſchaftliche Kenntniſſe 
befigen und vom Wertgutgedanken erfaßt fein muß, wenn er feinen 
Beruf richtig erfüllen will. Ja, darüber hinaus muß er gute Men: 
ſchenkenntniſſe haben und die echten Bedürfniſſe der verſchiedenen 
Volksſchichten richtig beurteilen können. Oft betreten Kaufluſtige ein 
Ladengeſchäft ohne recht zu wiſſen, was ſie kaufen wollen. Hier 
iſt der ſach⸗ und fachkundige Verkäufer von beſonderer Bedeutung. 
Auch dort, wo Käuferſchichten zum erſten Male erſcheinen (Jung⸗ 


verheiratete uſw.) haben die Verkäufer eine ſehr wichtige Erziehungs⸗ 
arbeit zum zweckentſprechenden und volkswirtſchaftlich richtigen Kau⸗ 
fen zu leiſten. Wäre der Verkäufer lediglich ein Warenabgeber, ſo 
würde er auf eine ſachliche Beratung des Kunden auch dann verzich— 
ten, wenn die Wünſche des Kunden bei ihrer Erfüllung augenſchein⸗ 
lich weder dieſem ſelbſt noch dem Ganzen dienen würden. Ein ſol— 
cher Kaufmannsgehilſe hätte aber in Wahrheit keinen Anſpruch auf 
feine Beruſsbezeichnung. Er hätte feinen Beruf gar nicht erfaßt. 
Er wäre eben nur ein Warenverteiler und noch dazu ein ſchlechter. 
Ebenſowenig hat aber auch derjenige Anſpruch auf die Berufs- 
bezeichnung Kaufmann oder Kaufmannsgehilfe, der ſich die libera— 
liſtiſche Händlermoral zu eigen gemacht hat, der nur vom Stand— 
punkt des „geriſſenen Händlers“ ſeine Kunden bedient, um ſich ſelbſt 
den größten Vorteil zu verſchaffen. Der deutſche Kaufmann denkt 
und wirkt eben aus einer anderen Wirtſchaftsgeſinnung heraus als 
der „erfolgreiche Kaufmann“ der liberaliſtiſchen Wirtſchaftsepoche. 
Heute können wir einen Kaufmann nur dann als erfolgreich anſpre— 
chen, wenn er ſeine Aufgabe im Dienſt des Volkes ſieht und erfüllt. 
Erſt durch eine ſachgemäße und individuelle Beratung des Kunden in 
Verbindung mit einer großzügigen Werbung für das deutſche Wert— 
gut vollbringt der Kaufmann und fein Gehilſe heute eine kaufmän⸗ 
niſche Leiſtung. Die Schaffung des Werberates der deutſchen Wirt— 
ſchaft durch die deutſche Regierung iſt deshalb als eine ganz große 
Leiftung zu werten. 

Die neue Kaufmannsgeſinnung muß unſeren Mitgliedern in 
Fleiſch und Blut übergehen. Sie muß gegenüber Mitarbeitern, 
Chefs und Kunden vertreten werden, überall da, wo es nötig iſt. 
Mit dieſer Aufgabe übernimmt der Kaufmannsgehilfe eine große 
Verantwortung, denn eine ſolche Berufsauffaſſung drängt ihn zu 
einer entſprechenden Einflußnahme auf Geſchmacksbildung, Kultur⸗ 
auffaſſung und Nationalbewußtſein insbeſondere beim Kunden. Da: 
durch unterſtützt der Kaufmannsgehilfe den neuen Staat nicht nur 
in ſeinem Kampf gegen Schmutz und Schund und für deutſche Arbeit, 
ſondern er beeinflußt auch weitgehendſt die Waren er zeugung im 
guten Sinne. Denn wenn der Einzelhändler den Warenadſatz nach 
deutſchen Grundſätzen beim Verbraucher vornimmt, dann hat das 
ſelbſtverſtändlich feine Rückwirkungen auf den Warenerzeuger und 
ſinngemäß auch auf den Großhandel. Obgleich im neuen Staats 
erwartet werden kann, daß die Produktion nach deutſchen Grund⸗ 
ſätzen geſtaltet wird und keine minderwertigen oder gar wertloſen 
Waren hergeſtellt werden, ſo wiſſen wir doch, daß dieſe Forderung 
nicht von heute auf morgen überall durchgeſezt werden kann und 
daher die Unterſtützung von ſeiten des Handels dem echt deutſch⸗ 
denkenden Induſtriellen nur ſehr erwünſcht ſein kann. Wenn alle 
verantwortlichen Männer in Induſtrie und Handel und ihre Kauf⸗ 
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mannsgehilfen von dieſem Gedanken gleichermaßen beſeelt find, [raden unbedingt erforderlich. Die beiten Bildungsſtätten hierfür ſind 


dann wiſſen wir, daß der echte Sozialismus ſeinen Einzug gehalten 
hat, denn dieſer hängt ja nicht von einer neuen Wirtſchafts-⸗ 
form ab, ſondern für feine Verwirklichung iſt eine neue Wiz t- 
ſchaftgeſinnung Vorausſetzung. 


Wollen alſo die Kauſmannsgehilfen im Handel ihre beruflichen 
Aufgaben, die ſchön und groß ſind, von dieſer hohen Warte aus 
ſehen und erfüllen, dann müſſen ſie ſich aber darüber klar ſein, daß 
dies neben der Frage der Geſinnung auch noch eine Frage des 
beruflichen Könnens und der beruflichen Leiſtung 
iſt. Deshalb iſt außer der weltanſchaulichen Schulung und Erzie— 
hung die gründliche fachliche Berufsausbildung unſerer Verufskame— 


für die jungen Kaufmannsgehilfen die Uebungsfirmen. 
die die praktiſche Kaufmannsarbeit in ihrer Vielſeitigkeit nachgeſtalten 
und für die älteren Berufskameraden die Arbeitsgemein⸗ 
ſchaften unſerer Fachgruppen. Hier erarbeiten ſich die 
Kaufmannsgehilfen planmäßig dasjenige Wiſſen und Können, das 
ſie zur gründlichen Beherrſchung ihrer Poſten in fachlicher Hinſicht 
benötigen. Zugleich lernen ſie die Grundſätze deutſcher Wirtſchafts— 
auffaſſung kennen. Damit kommt unferen Uebungsfirmen und unſerer 
Fachgruppenbildungsarbeit gerade im neuen Staat erhebliche Bedeu— 
tung zu. Diefe Bildungsſtätten helfen Menſchen formen, die an wid): 
tiger Stelle in der Wirtſchaft ſtehen und von deren Gefinnung und 
Berufskönnen im Wirtſchaftsleben viel abhängt. A. H 


Die Unmoral der Kettenkündigungen. 


Kaum war in Deutſchland das Kündigungsſchutzgeſetz für die 
älteren Angeſtellten 1926 in Kraft getreten, da verſuchten es fin— 
dige Intereſſenten bereits zu umgehen, indem ſie an Stelle eines ein— 
heitlichen langjährigen Dienſtverhältniſſes eine Kette fortgeſetzter, 
kurzfriſtiger Dienſtverträge ſchloſſen bezw. abzuſchließen empfahlen. 

Hat die Rechtsſprechung des Reichsarbeitsgerichts in den be— 
kannten Entſcheidungen von Mai 1928 und November 1930 klar 
ausgeſprochen, daß jede Abſicht, die Kündigungsſchutzbeſtimmungen 
zu umgehen, rechtlich ohne Bedeutung und unſtatthaft ſei, da man die 
Summe der Einzelverträge zugunſten des Angeſtellten als Geſamt— 
dienſtzeit betrachten müſſe, ſo hat dieſes höchſte Gericht doch ſelbſt mit 
ſeinem Urteil vom 20. Mai 1933 jenen Elementen gehörig 
Wind in die Segel gegeben, für welche die Treue, insbeſondere 
die Treue zu einem alten Mitarbeiter, doch ewig ein leerer Wahn 
bleibt, jenen Menſchen, denen es der anſtändige deutſche Unternehmer 
zu danken hat, daß auch er von ſeinen Angeſtellten und Arbeitern 
noch vielfach mit Mißtrauen angeſehen und unverdientermaßen mit 
jenen unſozialen Arbeitgebern und ihren Beratern auf eine Stufe 
geſtellt wird. Dieſes Urteil, das ſich naturgemäß überwiegend mit 
der rein rechtlichen Seite des vorgelegten Streitfalles befaßt, erklärt 
Kettenkündigungen von älteren Angeſtellten für zuläſſig, wenn jeweils 
die Friſten des Kündigungsſchutzgeſetzes dergeſtalt gewahrt bleiben, 
daß bei Ablauf das Dienftverhältnis verlängert, aber gleichzeitig er— 
neut mit der vorgeſchriebenen Friſt des Geſetzes gekündigt wird. 

Es liegt hier ein typiſcher Fall vor, wo unſer aus dem indivi— 
dualiſtiſchen römiſchen Recht entwickeltes geltendes Recht ſich in 
kraſſen Gegenſatz zu dem tief im Volke verwurzelten Rechts— 
begriff, den Begriffen von Recht und Billigkeit, von 
Treu und Glauben ſtellt. Wenn es je wahr iſt, daß „jedes 
Volk in die Geſchichte ſein ihm angemeſſenes Recht mitbringt wie 
. Sprache und ſeine Kunſt“, ſo werden im künftigen deutſchen 

Recht jene beiden urdeutſchen Doppelbegriffe wieder an den Platz 
geſtelt werden müſſen, wo ſie das geſund empfindende Volk zu ſehen 
wünſcht. Dann aber muß es auch unmöglich fein und gemacht wer: 
den, daß billige „Rechtsberater“ maßgeblicher Wirtſchaftsverbände 
(auch hier ſind es wieder nur einzelne, welche dem Anſehen ihres 
Standes beim deutſchen Arbeitnehmer, und damit dem Gedanken der 
Volksgemeinſchaft unendlich ſchaden) in einer Art das erwähnte 
Reichsarbeitsgerichtsurteil ausſchlachten, die an die Zeiten ſchwär— 
zeſter Reaktion und übelſten Klaſſenkampfes erinnert, wo man den 
deutſchen Arbeitnehmer nur zu oft als Objekt, beſtenfalls als Werk— 
zeug ſeines eigenen Handelns und Wollens zu betragten geneigt war. 

Es ſind raffinierte Anleitungen ausgeklügelt worden, wie man 
ältere Angeſtellte dauernd unter Kündigungsdruck halten kann, und 
dieſe Anleitungen ſind noch im Oktober 1933 in führenden wirt— 
ſchaſtlichen Verbandszeitungen ohne ein Wort der Mißbilligung abge: 
druckt worden. 

Aber die Befolgung ſolcher unſozialer Ratſchläge iſt nicht nur 
wider die guten Sitten verſtoßend, fordern auch in höchſtem Maße 
unklug, iſt es doch ſelbſtverſtändlich, daß man mit einer zufrieden und 
freudig arbeitenden Angeſtellten- und Arbeiterſchaft eine weit höhere 
Leiſtung erzielt als mit einer unter der ewigen Sorge um das 
Morgen in ihrer Schaffensfreudigkeit gelähmten Belegſchaft. 

Die Gründe für die Kettenkündigung ſind ebenſo fadenſcheinig 
wie leicht zu widerlegen. Mag auch eine lange Kündigungsfriſt in 


dem einen oder anderen Falle beſonders in einem kleineren Unter— 
nehmen einmel ſchwer tragbar fein, fo iſt es geradezu als eine 
Sabotage an dem großen Ziele der großen Volks- und 
Arbeitsgemeinſchaſt anzuſprechen, wenn, wie es beiſpielsweiſe prak— 
tiſch geworden iſt, in einem größerem Unternehmen die geſamte 
unter das Kündigungsſchutzgeſetz fallende Angeſtelltenſchaft, alſo ge— 
rade die fähigſten Mitarbeiter, bereits ſeit über zwei Jahren in un— 
unterbrochenem Kündigungsverhältnis ſtehen und jede Aenderung die— 
ſes unerhörten Zuſtandes trotz aller Vorſtellungen von Vierteljahr 
zu Vierteljahr mit der Begründung abgelehnt wird, angeſichts der 
kritiſchen Wirtſchaftslage vermöge der Unternehmer nicht zu über: 
ſehen, ob er das betreffende Werk noch länger als ein weiteres Vier— 
teljahr fortzuführen in der Lage ſei. Wahrlich, ſchwer glaublich er— 
ſcheint die Aufrichtigkeit eines ſolchen Eingeſtändniſſes mangelnden 
kaufmänniſchen Weitblicks! 

Im Ergebnis kann die Kettenkündigung „entſprechend dem Ge— 
ſetz“, aber gegen den Willen des Geſetzgebers, ſogar zu einer Ver— 
kürzung der geſetzlichen Friſten führen. Da das Geſetz die Kündigung 
zum Schluſſe des Kalendervierteljahres vorſieht, geht man den Weg, 
daß man das erſte Mal ordnungsgemäß beiſpielsweiſe dem einen 
Schutz von ſechs Monaten Genießenden kündigt, aber bereits nach 
Ablauf von drei Monaten die Kündigung aufhebt und erneut für den 
Ablauf eines weiteren Halbjahres ausſpricht, wodurch das ſogenannte 
Riſiko des Unternehmers dann jeweils auf ein Quartal herabgedrückt 
wird. 

Hiernach braucht nicht weiter begründet zu werden, warum wir 
nicht müde werden in unſerem Rufe nach Beſeitigung des römiſchen 
Geiſtes aus Recht und Rechtſprechung und ſeiner Erſetzung durch das 
deutſche Recht, durch den Geiſt, der in uns lebt, den wir deutſchen 
Menſchen fühlen, weil er von unſer Art iſt, und der es uns erübrigt, 
in den praktiſchen Rechtsfragen des täglichen Lebens bei anderen Rat 
zu holen, weil wir ſie nach dem heutigen Stand mit den deutſchen 
Begriffen von Recht und Billigkeit nicht zu löſen vermögen. Aus 
der Gemeinſchaft heraus muß ſich das Recht entwickeln, will es An— 
ſpruch erheben, Volksrecht genannt zu werden; dem geſunden Volks— 
empfinden muß die Rechtſprechung entſprechen, will ſie wahrhaft 
deutſch ſein. Derartigen Mißbrauch, wie er in der Umformung höchſt— 
richtlicher Entſcheidungen zu ſozialen Unrecht wie in Falle der Ketten— 
kündigungen getrieben wird, lehnt das Volk ab. Läßt das Geſetz 
ſie zu, dann taugt es nichts. Solange aber ein Geſetz, und ſei es 
nur durch feine Lücken, dem Aufbau der Volksgemeinſchaft und 
damit der Wiedergeburt unſeres Volkes noch entgegenſteht, mögen 
deutſche Richter die Gefahr bannen helſen. Dazu gibt ihnen 
bereits das heutige Recht die Macht, weil alles, was gegen das 
Rechtsempfinden unſeres Volkes verſtößt, unſittlich iſt. Wiſſen 
fie reſtlos und weiſe dieſe Macht zu gebrauchen, dann wird man bald 
nicht mehr von einer „Kriſe des Rechts“ und einer „Vertrauenskriſe 
des Richters“ ſprechen. Ou D. 
Anmerkung der Schriftleitung: 

Auch in unſerem Arbeitsgebiet find die Kettenkündigungen 
ebenfalls ſeit Fahren „Brauch und Sitte“ geworden. Auch hier 
haben es die „Rechtsberater“ ausgeklügelt, die Arbeitnehmerſchaft 
mit ihren Angehörigen in der ewigen Sorge um den Arbeitsplatz zu 
halten. Wir werden uns auch hier bemühen, Wandel zu ſchaffen. 


Aus dem deutſchen Wirtſchaftsleben. 


Ge meinſchaftswerbung. 


Durch die praktiſche Weihnachtswerbung hat der Werberat der 
Deutſchen Wirtſchaft der geſamten deutſchen Arbeit zu einem großen 
Erfolg verholfen. Die Parole „Deutſche Weihnacht — Deutſche Ga- 


ben“ ih nirgendwo ungehört verhallt und iſt über den wirtſchaft— 
lichen Erfolg hinaus eine große praftifche, volkswirtſchaftliche Auf— 
klärung geweſen. Es hat ſich hier gezeigt, wie wichtig es iſt, daß 
eine große einheitliche Parole herausgeſtellt wird und ihre Propa— 
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gierung durch die Zuſammenfaſſung in einer Hand geſichert iſt. Der 
Werberat der Deutſchen Wirtſchaft wird immer mehr die Gemein— 
ſchaftswerbung pflegen und dafür ſorgen, daß die Einzelaktionen auf 
dieſem Gebiet nach einem großen einheitlichen Plan abrollen. 


Gemeinſchaftswerbung iſt deutſche Werbung. 
Wenn die Wirtſchaft bisher liberaliſtiſchen Grundſätzen huldigte, ſo 
zeigte ſich das beſonders in der Werbung. Das Einzelunternehmen 
glaubte oft am beſten dadurch für ſich zu werben, daß es durch ſeine 
Werbeaktion das andere Erzeugnis herabſetzte und zu erdrücken ver— 
ſuchte. Gemeinſchaftswerbung dagegen ſtellt die Gefumtbelange in 
den Vordergrund und faßt die einzelnen Kräfte zu poſitiver Wirkung 
zuſammen im Gegenſatz zu dem ſelbſtzerfleiſchenden Kampf der bis— 
herigen Reklame. Dadurch iſt nicht die Initiative des Einzenlunter— 
nehmens und Kaufmanns ausgeſchaltet. Auf Grund der Gemein— 
ſchaftswerbung erſt kann der Einzelkaufmann für ſich ſelb er, 
aber nicht gegen andere werben. Bis jetzt beſtand auch für 
den ehrlichen Kaufmann die Notwendigkeit, ſich irgendwie gegen die 
unlauteren Werbegrundſätze anderer zu wehren. Dieſe Aufgabe hat 
jetzt der Werberat der Deutſchen Wirtſchaft übernommen, der nach 
den Worten von Dr. Gobbels dafür ſorgt, daß Treu und Glauben 
auf dem Gebiet der Wirtſchaftswerbung wiederhergeſtellt werden, „um 
dem deutſchen Kaufmann auch auf dieſem Gebiet wieder den alten 
ehrenvollen Platz zu verſchaffen, den er einſtmals beſeſſen hat“. In 
dieſem Sinne wird der Werberat der Deutſchen Wirtſchaft dafür ſor— 
gen, daß das größte Werbemittel der modernen Zeit, der Rund— 
funk, nicht mehr zur Verbreitung von Werbenach— 
richten einzelner Firmen zur Verfügung geſtellt wird. 

Die Gemeinſchaftswerbung iſt aber nicht nur von größter Bedeu— 
tung für den Binnenmarkt, ſondern auch vor allen Dingen für den 
Außenhandel. Wenn ſich ſchon der liberale Kampf aller gegen alle 
auf dem Binnenmarkt verheerend auswirkt, um wieviel mehr muß 
das auf dem ſtark umkämpften Felde des Auslandes der Fall ſein. 
Das politiſche und wirtſchaftliche Intereſſe Deutſchlands am Außen⸗— 
handel verlangt gefchloffenen Einſatz der deutſchen Import- und Er: 
port⸗Kaufleute. Es liegt weder im geſamtwirtſchaftlichen noch im 
privatwirtſchaftlichen Intereſſe, daß auf den internationalen Märkten 
deutſche Kaufleute gegeneinanderftehen und die deutſche Induſtrie und 
die deutſchen Kaufleute ſich bekämpfen. Dieſes regelloſe Durcheinander 
muß einer geſchloſſenen deutſchen Front der Gemeinſchaftswerbung 
Platz machen. Getragen bon dieſem Gedanken iſt der deutſche 
Kaufmann im Auslande als geordneter Stand der beſte 
Werber für Deutſchland und die deutſche Ware. Im Intereſſe des 
Geſamtwohls und unferer Wirtſchaft iſt es notwendig, daß der ſelb— 
ſtändigen Außenhandel infolge ſeiner Warenkenntniſſe, ſeiner perſön— 
lichen Beziehungen und ſeiner Notwendigkeit für die kleine und mitt— 
lere Induſtrie wieder den alten Platz einnimmt. Es ſoll unbeſtritten 
ſein, daß einzelne Großerzeuger durch eigene Werksvertretungen oft 
vorteilhafter vertreten ſind. Das ändert nichts daran, daß eine glied— 
hafte Neuordnung auch auf dem Gebiet des Außenhandels und der 
Außenhandelswerbung eintreten muß. — Es iſt ein alter müßiger 
Streit, ob der Handel produktiv iſt oder nicht. Die letzten Jahrzehnte 
ſollten uns gezeigt haben, daß die Ausſchaltung des Kaufmanns ein 
gefährliches Beginnen iſt. Die ſtärkſte Werbung im In- und Aus— 
lande iſt immer die perſönliche Initiative, die getragen iſt von dem 
perſönlichen Vertrauen von Menſch zu Menſch. DEIN 
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25 Jahre Poſtſcheckverkehr. 


Während jetzt der Enquéteausſchuß für das deutſche Bank— 
gewerbe in ſeinen internen Beratungen neben anderen Fragen auch 
ſeine Meinung über die Regelung des Giroweſens niederlegen 
ſoll, tut es gut, ſich des Umfanges und der Leiſtungen des deut- 
ſchen Poſtſcheckverkehrs zu erinnern, zumal er in dieſem 
Monat das 26. Jahr ſeiner Tätigkeit beginnt. 700 Millionen Stück 
Buchungen im Jahre 1932 veranſchaulichen die Bedeutung, die der 
Poſtſcheckberkehr als Fernüberweiſungsverkehr der 
nrittelſt ändiſchen Wirtſchaft für ganz Deutfchland genom— 
men hat. Denn der Giroverkehr der öffentlichen Sparkaſſen und der 
kommunalen Banken iſt zunächſt überwiegend Platzverkehr und be— 
ſchränkt ſich bei den Ueberweiſungen nach auswärts meiſtens nur auf 
den engeren Bezirk. Der Giroverkehr der Reichsbank wird in der 
Hauptſache von den Banken und den großen Handels- und Induſtrie— 
firmen benutzt. 


Der deutſche Poſtſcheckvberkehr erhebt bekanntlich für die Ueber— 
weiſung keine Gebühren; denn er deckt alle Koſten aus der Anlage 
der von ihm ja nicht verzinften jeweiligen Guthaben. In den 25 Jah⸗ 
ren ſeiner Entwicklung hat ſich der Poſtſcheckverkehr außerordentlich 
bewährt. Abgeſehen von ſeiner techniſchen Leiſtungsfähigkeit iſt mit 
auf ihn die Ausbreitung des bargeldloſen Zahlungsverkehrs zurück— 
zuführen. 


Das iſt kein Zufall, denn als im Jahre 1907 die Frage des Poſt— 
ſcheckberkehrs nach einer früheren Ablehnung im Reichstag erneut 
aufgegriffen wurde, herrſchte große Geldknappheit, ſo daß damals 
ein beſonderes Verſtändnis für Einrichtungen zur Einſchränkung des 
Bargeldumlaufes beſtand. Inſolge der Schwerfälligkeit des parlamen— 
tariſchen Apparates auch in der Vorkriegszeit wurde der Poſtſcheck— 
verkehr erſt am 1. Januar 1909 aufgenommen. Dem Beginn der 
Tätigkeit gingen lebhafte Auseinanderſetzungen voraus, zumal an— 
fangs eine ſehr ſtarke Ablehnung aus der Bankenwelt kam, über die 
die kaiſerliche Regierung erſt hinwegging, als ſich der Bankſcheck als 
Zahlungsmittel doch nicht durchſetzen konnte. 


Aus den 13 Poſtſcheckämtern, die am 1. Januar 1909 ihre Ta: 
tigkeit aufnahmen, ſind inzwiſchen 19 geworden. Mit den rund 700 
Millionen Buchungen des Jahres 1932 wurden 103,4 Milliarden 
Reichsmark umgeſetzt. Welche Arbeitsleiſtung damit verbunden iſt, 
zeigt ſich darin, daß die 19 Poſtſche kämter im letzten Jahre werk 
täglich rund 320 000 Briefe erhielten und rund 400 000 Kontoauszüge, 
das ſind 120 Millionen Stück im Jahr, verſenden mußten. 


Die deutſchen Poſtſcheckämter ſtehen im wechſelſeitigen Ueber— 
weiſungsverkehr mit dem Saargebiet und der Freien Stadt Danzig, 
ſowie mit folgenden Ländern: Belgien, Dänemark, Frankreich l(einſchk. 
Algerien), Italien, Japan, Jugoſlavien, Lettland, Luxemburg, Ma— 
rokko (ohne die ſpaniſche Zone), den Niederlanden, Oeſterreich, Schwe— 
den, der Schweiz, der Tſchechoſlowakei, Tunis und Ungarn. Der 
Ausbau dieſes internationalen Ueberweiſungsverkehrs iſt durch die 
deutſche und fremde Deviſenbewirtſchaftung gehemmt; daher iſt der 
Umſatz ſtark zurückgegangen. Immerhin ſind im Verkehr mit dem 
Ausland noch im Jahre 1932, 1,2 Millionen Aufträge erledigt wor— 
den. Bei Ueberwindung der Devifenfdywierigfeiten wird ſich hier ein 
vergrößertes Tätigkeitsfeld eröffnen. 


Um Geſetz und Recht in Deutſchland. 


Gegen die Entlaſſung Jugendlicher. 


Von den zuſtändigen Stellen iſt in Deutſchland ein Aufruf 
erlaffen, den wir veröffentlichen: 

Das Winterhalbjahr geht ſeinem Ende entgegen. Oſtern, das 
von allen freudig erwartete Feſt, erfüllt wieder einmal rund 400 000 
Jugendliche, Lehrlinge aus allen Berufen, neben allem Hoffen mit 
bangen Fragen um Exiſtenz und Zukunft. „Ausgelernt“, hinter die: 
ſem befreienden Wort ſahen in den vergangenen Jahren viele junge 
Gehilfen des Wort „Entlaſſen“. 

Inzwiſchen iſt Volk und Wirkſchaft mobiliſiert zum Kampf gegen 
die Arbeitsloſigkeit, deſſen Ausgang für das Wohl und Wehe des 
geſamten Volkes von entſcheidender Bedeutung iſt. Es darf daher 
nicht ſein, daß die zu Oſtern auslernenden Lehrlinge aus ihrem Be— 
ruf auch diesmal entlaſſen werden, nachdem ſie mit Fleiß Tag für 
Tag und vielfach noch in Abendkurſen ihre Kräfte und Fähigkeiten für 
ihren Beruf und oft für die Spezialarbeiten des Betriebes ausgebil— 
det haben. Es darf nicht ſein, daß ſie nach jahrelangem Hoffen und 
Streben nun dieſe große Enttäuſchung erleben, zu dem Heer der 
Untätigen ſtoßen, ihren Beruf verlernen, den Willen zur Leiſtung 
verlieren und letzten Endes an den beſtehenden Ehrbegriffen zu zwei— 
feln beginnen. 


Eine aufſteigende Wirtſchaſt kann ſich das nicht leiſten. Jeder 
moraliſche Verfall wirkt ſich letzten Endes ſchädigend auch auf jedes 
Unternehmen aus. Es bedarf daher der Opfer aller, um dieſe 
Schäden zu verhindern. Schließlich darf es auch nicht ſein, daß 
viele deutſche Familien, die mit Geduld auf die jo dringend bens— 
tigte, oft einzige Verdienſtmöglichkeit, das Einkommen dieſer jungen 
Gehilfen, gewartet haben, erneut Enttäuſchungen erleben. 

Wir richten daher an alle Betriebsführer und Meiſter ſowie alle 
in dieſer Hinſicht einflußreichen Inſtanzen des Staates und der 
Wirtſchaft die dringende Bitte, alles zu tun und nichts unverſucht zu 
laſſen, um auch dem letzten zu Oſtern auslernenden Lehrlinge die 
Weiterbeſchäftigung im Betrieb zu ermöglichen. 

Anm. Auch in unſerem Arbeitsgebiet müffen 
Arbeitgeber dies beherzigen. 


alle beteiligten 


Freiwillige Fortſetzung der Angeſtelltenverſicherung. 


Das Geſetz zur Erhaltung der Leiſtungsfähigkeit der Invaliden⸗-, 
der Angeſtellten- und der knappſchaftlichen Verſicherung vom 7. 12. 
1933, über das wir berichteten, bringt u. a. für die Angeſtelltenver— 
ſicherung auch eine Herabſetzung der Jahresarbeitsverdienſtgrenze für 
die Verſicherungspflicht von 8400 RM. auf 7200 RM. Alle Ange⸗ 
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ſtellten mit einem Einkommen von mehr als 600 RM. monatlich 
ſcheiden alſo jetzt aus der Verſicherungspflicht aus, ſoweit fte nicht 
ſchon ohnehin auf Grund eines Gehalts von mehr als 700 RM. von 
der Verſicherungspflicht befreit find. Nach einer heute noch gelten» 
den geſetzlichen Vorſchrift fällt die Verſicherungspflicht beim Ueber— 
ſchreiten der Arbeitsverdienſtgrenze erſt mit dem erſten Tage des 
vierten Monats nach dieſem Ueberſchreiten weg; dieſe Regelung gilt 
aber nicht für die durch die Herabſetzung der Jahresarbeitsverdienſt— 
grenze eingetretene Verſicherungsfreiheit, die alſo in dieſem Falle 
ſofort, d. h. ab 1. 1. 1934, eintritt. Der Fortfall der Angeſtellten— 
verſicherungspflicht bedeutet für die betreffenden Angeſtellten, daß vom 
Unternehmer keine Beiträge hierfür mehr geleiſtet zu werden brau— 
chen. Um aber einen Verluſt der durch die bisherige Beitrags— 
zahlung erworbenen Anwartſchaften zu vermeiden, empfehlen wir 
dieſen Berufskameraden dringend, ihre Verſicherung freiwillig ſort— 
zuſetzen. Zur Aufrechterhaltung der Anwartſchaft müſſen allgemein 
in jedem Jahr mindeſtens ſechs Beiträge in der dem Einkommen 
entſprechenden Gehaltsklaſſe, oder in einer der für die freiwillige 
Weiterverficherung vorgeſehenen Beitragsklaſſen II, J und K mit 
Beiträgen von 30, 40 und 50 RM. monatlich geleiſtet werden. Wer 
alſo über 600 RM. Monatsgehalt bezieht, muß mindeſtens Beitrags— 
marken der Klaſſe G — 25 RM. verwenden. Nur fo wird die An— 
wartſchaft auf eine ſpätere Rentenleiſtung aus den bisher entrich— 
teten Beiträgen erhalten. 


Deutſches Recht hindert jüdiſche Willkür. 


Am 21., 22. und 30. September v. J. hielten zahlreiche jüdiſche 
Firmen wegen des jüdiſchen Verſöhnungsfeſtes ihre Betriebe ge— 
ſchloſſen. Manche verlangten von ihrem Perſonal, daß es ohne Be— 
zahlung die Arbeit ausſetze oder ſtatt deſſen in der Folgezeit Ueber— 
arbeit leiſte. Die Juden feierten; die deutſchen Angeſtellten ſollten 
darunter leiden. Gegen dieſe Willkür hat mit erfreulicher Entſchie— 
denheit das Arbeitsgericht Berlin Stellung genommen. Es hat in 
einem Streitfall entſchieden: „Im Geſetz findet ſich keine Beſtimmung, 
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wonach die bei einem jüdiſchen Arbeitgeber tätigen Arbeitnehmer ver— 
pflichtet ſind, an jüdiſchen Feiertagen die Ardeit ohne Bezahlung 
ruhen zu laſſen. Die beklagte Firma überſieht auch, daß ſich die 
politiſchen Verhaltniſſe gegenüber dem Vorjahr grundlegend geändert 
haben. Das Rechtsempfinden des Volkes würde verletzt werden, 
wenn das Gericht dem Anſinnen, an jüdiſchen Feiertagen die Arbeit 
ohne Bezahlung auszuſetzen, deshalb entſprechen würde, weil dies in 
früheren Jahren unter anderen Verhältniſſen zwiſchen der Beklagten 
und ihrer Belegſchaft vereinbart worden iſt. Die Beklagte war ver 
pflichtet, entweder an den jüdiſchen Feiertagen arbeiten zu laſſen, 
oder, wenn ſie das nicht wollte, ihren Betrieb ruhen zu laſſen, aber 
ihre Arbeitnehmer voll zu entlohnen. Da fie die ihr angebotenen 
Dienſte nicht angenommen hat, iſt fie gemäß $ 615 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches in Annahmeverzug gekommen, und der Kläger war be— 
rechtigt, den Lohn für die hier in Betracht kommenden drei Tage zu 
verlangen.“ Recht ſo! Wir hätten nur gewünſcht, die Abſicht, deut— 
ſchen Arbeitnehmern die Koſten jüdiſcher Feiertage aufzubürden, 
wäre in der Urteilsbegründung noch deutlicher als hahnebüchene Un— 
verſchaämtheit gekennzeichnet worden. 


pflichten gegen ältere Mitarbeiter. 


Das Landarbeitsgericht Frankfurt a. d. Oder ſtellte kürzlich in 
einem Urteil folgende beherzigenswerte Grundſätze auf: Auf lang— 
jährige Angeſtellte, die im freien Arbeitsverkehr wenig Ausſichten 
haben, ſonſtige Stellungen noch zu bekommen, muß ein Betrieb ge— 
wiſſe Rückſichten nehmen und hat ſogar ihretwegen einige Opfer zu 
bringen. Die Beklagte hätte dem Kläger als einem langjährigen 
Angeſtellten nicht ſchlechthin eine Kündigung ausſprechen ſollen, fon: 
dern hätte bemüht ſein müſſen, in ihrem eine ganze Anzahl von Ein— 
zelniederlaſſungen umfaſſenden Geſamtbetriebe einen Poſten zu fin— 
den . .. In gewiſſem Maße auf die Verforgung langjähriger Ange— 
ſtellter bedacht zu ſein, iſt eine in gegenwärtiger Zeit an größere Be— 
triebe ſehr wohl zu richtende Zumutung. 


Berufspraxis. 


Wie komme ich über 120 Silben? 


Es iſt kein Geheimnis, daß von all denen, die einen Anfänger» 
lehrgang in Kurzſchrift beſuchen, es leider nur ein ganz geringer Teil 
zu einigermaßen brauchbaren Ergebniſſen bringt. Woran liegt das? 
Iſt es wahr, daß Frauen — wie man immer hören kann — ſich 
beſſer für dieſe Tätigkeit eignen? Haben ſie eine leichtere Hand, ſind 
ſie befähigter, dieſe „mechaniſche“ Arbeit auszuführen? Das mag 
hier und da zutrefſen, aber im allgemeinen hängt das ſchnelle Schrei: 
ben viel weniger von der leichteren Hand ab als von der notwen— 
digen Ausdauer. Ueber die Zeitſpanne, die erforderlich iſt, um ein 
wirklich flotter Kurz- und Maſchinenſchreiber zu werden, find die 
merkwürdigſten Anſichten verbreitet. Es iſt völlig ausgeſchloſſen, 
etwa in einem halben Jahre eine nennenswerte Geſchwindigkeit zu 
erwerben — von beſonderen Begabungen abgeſehen. 


Ehe man ſich überhaupt an die Erlernung der Kurzſchrift begibt, 
ſoll man ſich darüber klar fein, daß mindeftens eine Geſchwindigkeit 
von 150 Silben in der Minute erreicht werden muß. Was darunter 
liegt, iſt wertlos. 


Wie erreicht man dieſes Ziel? Wie kommt man vor allem über 
die Klippe von 120 Silben hinweg? Der übliche Weg iſt der, daß 
man einen Anfängerlehrgang der Ortsgruppe oder, wo die Ortsgruppe 
ſehr klein iſt, der Deutſchen Stenografenſchaſt beſucht. In dieſem 
Anfängerlehrgang wird das Syſtem erlernt und etwa eine Geſchwin— 
digkeit von 60 Silben in der Minute erzielt. Hier fallen ſchon eine 
ganze Reihe von Lernenden aus, die glauben. für ihre kurzſchriftliche 
Ausbildung genug getan zu haben. Das Weitere ſoll dann die 
„Uebung“ bringen, die aber ganz von ſelbſt unterbleibt, wenn nicht 
planmäßige Ausbildung erfolgt. Im Fortbildungslehrgang muß 
vielmehr das Syſtem wiederholt und die Geſchwindigkeit durch Dik— 
tate geſteigert werden. Nach Beendigung dieſes Lehrganges pflegt 
abermals ein großer Teil der Beſucher auszufallen, während doch 
nun die eigentliche Arbeit einſetzen ſollte, die bis zur Prüfung führt, 
in der eine Geſchwindigkeit von mindeſtens 150 Silben in der Mi⸗ 
nute (5 Minuten lang) nachzuweiſen iſt. Niemand ſollte 
ſeine kurzſchriftliche Ausbildung für abgeſchloſ— 
ſen halten, ehe er nicht die Prüfung abgelegt hat! 


In einem dritten Lehrgang geht man dann gewöhnlich an die 
Erlernung der feſten und freien Kürzungen der Redeſchrift heran. 
Aber auch dann ſind viele noch nicht in der Lage, 150 Silben glatt 
zu ſchreiben und — was entſcheidend iſt — wieder zuleſen! 
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‚gen ift. 


Der Grund liegt durchweg darin, daß man zu Schnell vorgegan— 
So widerſinnig es klingen mag: Je langfamer der Anfän— 
gerunterricht vorſchreitet, um ſo beſſer werden die Ergebniſſe ſpäter 
ſein. Auch in der Kurzſchrift läßt ſich — wie im Sport — nichts 
übereilt erzwingen. Man mache es ſich deshalb von Anfang an 
zur Richtſchnur, unter keinen Umſtänden weiterzugehen, ehe man 
das Durchgenommene ganz beherrſcht. Jeder Text muß von der 
erſten Stunde an ſo lange immer wieder geleſen und geſchrieben 
werden, bis er zum völligem Eigentum geworden iſt. Jedes Zei— 
chen, jede Kürzung, jede Regel ſind immer und immer wieder zu 
ſchreiben, zu leſen, anzuwenden, bis ſie ohne Beſinnen zu Papier 
gebracht und wiedergeleſen werden können. Das iſt freilich manch— 
mal „langweilig“ und mühſam, aber es gibt gar keinen anderen Weg 
zum Erfolg. 

Ein beſonderes Wort zu den Regeln! Selbſt wenn man alle 
Zeichen und Kürzungen beherrſcht, tauchen doch immer wieder Zwei— 
fel auf, die ihren Grund in der ungenügenden Beherrſchung der 
Schreibregeln haben. Hier wird oft ein ſchwerwiegender Fehler in 
der Ausbildung gemacht. Die Erlernung der Zeichen und Kürzungen 
muß nämlich anders gehandhabt werden als die der Regeln. Zeichen 
und Kürzungen prägen ſich dadurch ein, daß man dieſelben Zei— 
chen, dieſelben Kürzungen immer wieder ſchreibt und lieſt. Regeln 
dagegen können nur ſo zum unverlierbaren geiſtigen Eigentum wer— 
den, indem man dieſelbe Regel unermüdlich an möglichſt ver— 
ſchiedenen Beiſpielen übt. Hieraus ergibt ſich klar, daß das 
Schreiben nach Anſage allein niemals zum Erfolge führen kann. 
Es genügt keineswegs, wie es vielfach geſchieht, dieſelben Diktate 
wiederleſen und wiederſchreiben zu laſſen. Jedes Diktat iſt grund— 
ſätzlich durchzuſehen, jedem Fehler muß peinlich genau nachgegangen 
merden. Der ſcheinbare Zeitverluſt wird tauſendfach wieder wett— 
gemacht durch die Fortſchritte, die ſich dann allmählich mit Sicher— 
heit einſtellen. Mit anderen Worten: Falſche Zeichen und Kürzun— 
gen ſind ſtändig zu wiederholen und richtig zu ſchreiben. Sobald 
aber ein Verſtoß gegen eine Regel auftaucht, iſt es unbedingt erfor— 
derlich, zunächſt einmal dieſe eine Regel fo lange an verſchie— 
denen Beiſpielen zu üben, bis ſie „ſitzt“. Man hört oft den Ein— 
wand, daß es doch gar nicht ſo genau darauf ankäme, wie man 
ſchreibt, wenn man nur das Geſchriebene wiederlefen könnte. Das 
klingt beſtechend, aber es iſt doch ſo, daß man gleiche oder ähnliche 
Wortbilder nur dann mit Sicherheit wiederlieſt, wenn man ſie immer 
in der gleichen Art ſchreibt. Schnelles Schreiben iſt nur möglich. 
wenn olle Gedächtnis⸗ und lleberlegungshemmungen beſeitigt find. 
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Hemmungen aber entſtehen eben gerade dadurch, daß Zeichen, Kür: 
zungen und Regeln nicht vollig beherrſcht werden. Schließlich ſei 
noch gewarnt vor „freien“ Kürzungen. Sie bilden oft den Haupt⸗ 
grund dafür, daß das Geſchriebene nicht wiedergeleſen werden kann. 
Wenn man ſchon mit freien Kürzungen arbeitet — man kann ſehr 
gut 150 Silben auch ohne ſie erreichen —, dann ſollte man ſie nicht 
anders behandeln als fefte Kürzungen, d. h. ſich eine gewiſſe, nicht 
zu große Anzahl von ihnen feſt einprägen und ſie ſtändig wieder⸗ 
holen, bis ſie mechaniſch angewandt werden. 

Faſſen wir zuſammen: Niemals weitergehen, ehe das Durch⸗ 
genommene völlig deherrſcht wird! Langſam vorgehen! Alle Regeln 
an verſchiedenen Beiſpielen ſo lange üben, bis ſie ohne Ueberlegung 
angewandt werden! Ausdauer, Ausdauer, Ausdauer! Und zum Troſt: 
Jeder kann 150 Silben erreichen. wenn er nur langſam genug in 
der richtigen Weiſe übt! 

H. Jünemann, 


gepr. Kurzſchriftlehrer an der 
Hamburger Kaufmannsſchule des DHV. 


Das neue Buch. 


Ehrung von hausbücherei-Autoren. 


Der Senat der Stadt Hamburg hat den Leſſingpreis der Stadt 
Hamburg, der alle drei Jahre in Höhe von 5000 RM. zur Verleihung 
kommt, für das Jahr 1934 am Geburtstage Leſſings zu zwei glei— 
chen Teilen an die Dichter Friedrich Grieſe und Konrad 
Beſte verliehen. Maßgebend für die Verleihung dieſes Preiſes an 
die beiden Dichter war der Grundſatz, daß mit dieſer Verleihung 
der kulturpolitiſche Wille der deutſchen Volksregierung zum 
Ausdruck gebracht werden muß. Friedrich Grieſe iſt der Preis zuge— 
fprochen, weil in feiner Dichtung die Doppelgeſtalt des deutſchen 
Schickſals, „Blut und Boden“ und „Krieg“, auf einer weltanſchau— 
lichen und künſtleriſchen Höhe dargeſtellt iſt, die den niederdeutſchen 
Dichter in die Reihe der großen zeitgenöſſiſchen Dichter erhoben hat. 

Der Kampf zwiſchen den Mächten des Blutes und der Vernunft, 
der bei Konrad Beſte zum Ausdruck kommt, iſt als Sinnbild eines 
allgemeinen inneren Entſcheidungskampfes unſeres Volkes zu be— 
greifen. 

In der Verleihung des Leſſingpreiſes an die beiden langjährigen 
Autoren der Deutſchen Hausbücherei ſieht die Deutſche Hausbücherer N 
auch eine Ehrung für ſich. Nicht zu Unrecht! 


Aulſkechterhallung von Anwartihaten ber 
Angeſtellten⸗Penſions⸗ u. Inbalidenberſicherung. 


Am 1. September 1933 iſt der deutſch⸗ polniſche Vertrag 
über Sozialverſicherung vom 11. Juni 1931 in Kraft getreten. 
Von dieſem Tage ab gelten für die Aufrechterhaltung der An— 
wartſchaften in der Penſions- und Invalidenverſicherung fol⸗ 
gende Beſtimmungen: 

„Sind für einen Verſicherten in beiden Staaten 
Beiträge zur Invalidenverſicherung 
entrichtet, ſo werden die Beitragszeiten, ſoweit ſie ſich nicht 
decken, für die Aufrechterhaltung und das Wiederaufleben 
der Anwartſchaften und für die Erfüllung der Wartezeit 

zuſammengerechnet. 

Hat ein Verſicherter in beiden Staaten 
Beiträge zur knappſchaftl. Penſionsverſicherung 
zurückgelegt, jo werden die Beitraasmonate für die Erhaltung 
der Anwartſchaften und für die Erfüllung der allgemeinen 
Wartezeit zuſammengerechnet. Im Verhältnis zwiſchen der 
Reichsknappſchaft und den polniſchen Knappſchaſtsvereinen 
der Schleſiſchen Wojewodſchaft bewirkt nach dem Ausſcheiden 
aus der knappſchaftlichen Penſionsverſicherung die Aufrecht— 
erhaltung der Anwartſchaften bei dem Verſicherungsträger 
des einen Staates die Aufrechterhaltung der Anwartſchaften 
bei dem Verſicherungsträger des anderen Staates. Erloſchene 
Anwartſchaften leben in beiden Staaten wieder auf, wenn 
für den Verſicherten auf Grund verſicherungspflichtiger Be⸗ 
ſchäftigung mindeſtens für 36 Monate Beiträge in einem 
oder in beiden Staaten zuſammen entrichtet werden. 

Bei Anwendung der Vertragsbeſtimmungen über Aufrecht— 
erhaltung der Anwartſchaften werden auch Beitragszeiten vor 
Inkrafttreten des Vertrages berüchſichtigt. 


V. — Moonatsweiſer“ 


9. Jahrgang. 


Hat ein Verſicherter Anwartſchaften bei Knappſchaften 
beider Staaten erworben, und ſcheidet er aus der knappſchaft⸗ 
lichen Beſchäftigung aus, ſo ſind die bis dahin erworbenen 
Anwartſchaften bei dem Verſicherungsträger des Staates, in 
dem er ſeinen Wohnſitz hat und nach deſſen Beſtimmungen 
aufrecht zu erhalten. 

f kl N ER ER nach den bisher geltenden Be⸗ 
ſtimmungen erloſchen ſind, oder durch Verſicherungsträger beider 
Staaten eine vorläufige Regelung über Aufrechterhallung der 
Anwartſchaften während des Aufenthalts oder der Verſicherung 
im anderen Staate vereinbart war, gilt folgendes: 

Haben Verſicherte in der Zeit feit dem 1. November 1918, 
während fie in dem gegenwärtigen Gebiete des einen Staates 
wohnten, die Anwartſchaft auf die Leiſtungen der Invaliden⸗, 
Angeſtellten⸗ oder knappſchaftlichen Penſionsverſicherung des 
anderen Staates erlöſchen laſſen, jo werden die Anwart— 
ſchaften auf Antrag mit Wirkung für die Zeit bis zum Tage 
des Inkrafttretens dieſes Vertrages wiederhergeſtellt, ohne 
daß es der Entrichtung von Beiträgen oder Anerkennungs⸗ 
gebühren für die Vergangenheit bedarf. Der Antrag iſt 
nur innerhalb eines Jahres vom Inkrafttreten dieſes Ber- 
trages ab zuläſſig. 

Vorſtehender Abſatz gilt nicht für Anwartſchaften, die vor 
dem 15. Juni 1922 erloſchen ſind, während der Verſicherte in 
dem oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiet wohnte. 

Ueber den Wiederherſtellungsantrag wird, wenn zugleich 
ein Leiſtungsantrag geſtellt werden kann, zugleich mit dieſem, 
andernfalls durch beſonderen Beſcheid entſchieden. Im letzteren 
Falle entſcheidet über den Antrag 

auf deutſcher Seite 


die Landesverſicherungsanſtalt Schleſien oder die Reichsknapp⸗ 
ſchaft, ſoweit es ſich um Anwartſchaften auf Leiſtungen der 
deutſchen Invalidenverſicherung handelt, im übrigen die Reichs» 
verſicherungsanſtalt für Angeſtellte oder die Reichsknappſchaft, 
auf polniſcher Seite 
in Schlefien die Spölka Bracka in Tarnowskie Göry, der Za- 
klad Ubezpieczenia na wypadek inwalidztwa in Krölewska 
Huta oder der Zaklad Ubezpieczenia Pracowniköw Umyslowych 
in Krölewska Huta. | 
Zur Durchführung der Vertragsbeſtimmungen 


iſt zwiſchen der Reichsknappſchaft und den polniſchen Knapp⸗ 
ſchaften hinſichtlich der Aufrechterhaltung der Anwartſchaften in 
der Penſionsverſicherung noch folgendes vereinbart worden: 
Die Friſt zur Zahlung von Anerkennungsgebühren zwecks 
weiterer Aufrechterhaltung der Anwartſchaften läuft nicht 
vom 1. Januar 1933 (wie in der Bekannimachung vom 7. 
Januar 1933 angegeben), ſondern vom 1. September 1933 ab. 

Sind Anwartſchaften nur in der Penſionsverſicherung 
eines Staates erworben und wohnt der Berechtigte im 
anderen Staate, ſo werden Anerkennungsgebühren, die nach 
dem 31. Dezember 1932 für die Monate Januar bis Auguſt 
1933 gezahlt ſind, auf Antrag erſtattet. Der Antrag iſt nur 
bis zum 1. Juli 1934 zuläſſig. 

Hat ein Verſicherter, der Anwartſchaften in der Penſions⸗ 
verſicherung beider Staaten erworben hat und aus der 
knappſchaftlichen Beſchäftigung ausgeſchieden iſt, für Zeiten nach 
dem 31. Dezember 1932 Anerkennungsgebühren an eine Knapp— 
ſchaft gezahlt, an die ſie nach den Vertragsbeſtimmungen nicht 
gezahlt zu werden brauchten, ſo ſind die gezahlten Gebühren 
von dieſer an die Knappſchaft des Staates abzuführen, in dem 
der aus der Penſionsverſicherung Ausgeſchiedene wohnt. 


Soweit die Anwartſchaften aus der Penſionsverſicherunng 
auf Grund der bisherigen Regelung bei Inkrafttreten des 
Vertrages vom 11. Juni 1931 erhalten waren, bedarf es 
keines Antrages auf Wiederberitellung. 

Auch in der Invalidenverſicherung wird es keines 
Antrages auf Wiederherſtellung der Anwartſchaften bedürfen, 
wenn die Beitragszeiten zur Invalidenverſicherung in beiden 
Staaten zuſammen keine längere Unterbrechung aufweiſen. 
Wer dagegen aus der Invalidenverſicherung des einen Staates 
ausgeſchieden iſt und während des Aufenthaltes im anderen 
Staate entweder längere Zeit hindurch oder überhaupt keine 
invaliden- oder angeſtelltenverſicherungspflichtige Beſchäftigung 
ausgeübt hat, wird zur Vermeidung von Nachteilen den Ans 
trag auf Wiederherſtellung der Anwartſchaft vor Ablauf des 
Auguſt 1934 ſtellen müſſen. 

In dem deutſch⸗polniſchen Vertrage vom 11. Juni 1931 
iſt ferner eine 8 


9. Jahrgang. 


„Monatsweiſer“ 
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Neuregelung von Rentenanſprüchen, 
die auf Grund der bisherigen Beſtimmungen abgelehnt wa— 
ren, vorgeſehen, die folgendermaßen lautet: 

Iſt ein Rentenantrag vor dem Inkrafttreten dieſes Ver⸗ 
trages rechtskräftig abgelehnt worden, Jo iſt auf Antrag 
zu prüfen, ob die Beſtimmungen dieſes Vertrages 
für den Berechtigten günſtiger ſind und hierfür ein 
neuer Beſcheid zu erteilen. Der Antrag auf Nachprüfung 
kann nur innerhalb eines Jahres nach dem Inhkraft— 
treten des Vertrages geſtellt werden. 

Ein ſolcher Antrag auf Nachprüfung bereits geltend ge: 
machter Anſprüche wird keine Ausſicht auf Erſolg bieten, wenn 
der Anſpruch lediglich deshalb abgelehnt war, weil Berufs: 
unfähigkeit oder Invalidität nicht anerkannt wurde. 
Soweit dagegen der Anſpruch abgelehnt wurde, weil die An⸗ 
wartſchaften nach den bisher geltenden Beſtimmungen erloſchen 
waren, empfiehlt es ſich, den Antrag auf Nachprüfung des 
Anspruches alsbald, ſpäteſtens aber im Auguſt 1934, zu ſtellen. 

Ein ſolcher Antrag wird auch dann zu ſtellen ſein, wenn 
der Anſpruch nach den deutſchen geſetzlichen Beſtimmungen 
abgelehnt war, aber eine Fürſorge auf Grund der Bekannt— 
machung über die Fürſorge für Verſicherte aus den abgetretenen 
Gebieten vom 28. November 1930 gewährt wurde. 


Aus unſerer gewerkſchaftlichen Tätigkeit 
Kündigung des Tarifvertrages in der oberſchleſi⸗ 
ſchen Bergwerks- und Hütteninduſtrie. 
Vom Arbeitgeberverband der oberſchleſiſchen Bergwerks— 
und Hütteninduſtrie gingen uns folgende Schreiben zu: 
„Bezugnehmend auf unſer Schreiben vom 28. Juni 
1933 teilen wir mit, daß wir die Kündigung des Ge— 
haltisabkommens für die Angeſtellten in unſerer In— 
duſtrie zum 31. März 1934 der Ordnung wegen noch⸗ 
mals bekanntgeben. Die Kündigung betrifft die durch 
den Schlichtungsausſchuß am 5. Oktober 1932 feſt⸗ 
geſetzten Gehaſtsſätze. Zu paritätſſchen Berhandlun⸗ 
gen werden wir Sie noch zu gegebener Zeit einladen. 
In einem zweiten Schreiben heißt es: ER 
Hierdurch geben wir bekannt, daß wir den zurzeit gül⸗ 
tigen Tarifvertrag für die Angeſtellten in der Berg— 
werks⸗ und Hütteninduſtrie zum 28. Februar d. Js. 
kündigen mit der Maßgabe, daß wir die Ausſetzung 
der Zahlung der Jahresſteigerungsſätze für die Dauer 
von 2 Jahren beantragen. Zu einer mündlichen 
Verhandlung werden wir Sie rechtzeitig einladen. 
Dieſe beiden Schreiben des Arbeitgeberverbandes leiten 
nun den Streit um den neuen Tarifvertrag in dieſer Induſtrie 
ein. Verhandlungen haben bis jetzt nicht ſtattgefunden, wir 
müſſen zunächſt einmal abwarten. 
In der Angelegenheit der Nichtzahlung von Steigerungs— 
ſätzen ift ein mündlicher Verhandlungstermin ſür den Dienstag, 
den 13. Februar 1934 angeſetzt. 
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Aus der Tätigkeit unſerer Ortsgruppen. 


Aus der Jahresarbeit unſerer Ortsgruppe Lipiny. 
Von den im Jahresbericht unſerer Ortsgruppe Lipiny 
gemachten Ausführungen geben wir allen unſeren Mit— 
gliedern Kenntnis. Wir veröffentlichen daher die Abhand— 
lung unſeres wackeren Mitarbeiters Kra. 


Ernſt iſt die Zeit, in der wir an der Jahreswende ſtehen. 
Der Tiefpunkt unſerer Entwicklung ſcheint erreicht zu ſein. 
Was wir an Hoffnungen und Vorſätzen ins letzte Jahr hinüber— 
brachten, es harret heut noch der Erfüllung. Das der Volks⸗ 
gemeinſchaft, der wir angehören, deutlich fühlbare Geſchick, 
hat auch unſerem kleinen Kreiſe fein Siegel aufgedrückt. 
Doch Kampf iſt Sieg. Wir haben uns im verfloſſenen Jahre 
lehr ſchlecht geſchlagen. Doch goldechte Treue und felſenfeſte 

eberzeugung, ſie ſtellen uns den Sieg ſicher. 


Männer werden nicht gebildet 

auf des Lebens Sonnenſeite, 
ſondern nur im Sturm und Wetter 
und in ernſtem, hartem Streite. 


euchtung! 


Gekündigte Kollegen 

müſſen binnen 8 Tagen nach erfolgter Kündigung — auch 
vorſorglicher — Bewerbungsvordrucke einreichen, wenn der 
Stellenloſenunterſtützungsanſpruch 


nicht gefährdet werden ſoll. Zahlung des richtigen Bei— 
tragsſatzes iſt Bedingung. 


Darum, Freunde, laßt uns nimmer 
dem, was ſchwer iſt, feige weichen. 
Schweres, ſelbſt das Schwerſte zwingen, 
iſt des rechten Mannes Zeichen. 


Wenn im allgemeinen ein vielleicht unverzeihlicher Rück— 
ſchritt getan wurde, fo dürfte wenigſtens der Fortſchritt in der 
Mitgliederzahl uns zum Aufbau mahnen. 34 Gehilfen zählt 
heute unſere Ortsgruppe. Dieſen ſtehen 28 Gehilfen und 
2 Lehrlinge im Vorjahre gegenüber. Der Beſuch der Orts- 
gruppenveranſtaltungen war zufriedenſtellend. Neben den 
üblichen Vorträgen, die Koll. Geſchäftsführer Koruſchowitz 
über die jeweilige Lage in dem Bereich unſerer Intereſſen, 
wurden lediglich noch Vorträge belehrender Art gehalten, und 
zwar: „Führungsaufgaben in der Ortsgruppe“, Kollege Koru— 
ſchowitz und „Eine Stunde inneren Erlebens“, Kollege B. 


Abſchließend gebe ich dem Wunſche Ausdruck, ein jeder 
möge beherzigen, daß wir alle ausnahmslos im DHV. eine 
große Verantwortung tragen, nicht nur dem Verbande ſondern 
in noch größerem Maße unſerer Volksgemeinſchaft gegenüber. 
Wir ſind auch berufen, das deutſche Volksbewußtſein, wo es 
überall zu erliegen droht, wieder aufzurütteln. Darum ſchließt 
ſich jeder ſelbſt als unwürdig aus, wer ſeine Kräfte erſchlaffen 
läßt, wo immer mit ihnen gerechnet wird. Das Leben iſt ein 
Kampf, und es wird erſt recht lebenswert um des Kampfes 
willen. Und Deutſcher ſein heißt: 

Vom Trotz nicht laſſen, 

Ob die Wogen ſtirnhoch gehn, 
Und im großen Händefaſſen 
Einer zu dem andern ſtehn. 


Derfönlihes 


Im Januar d. Js. feierte unſer langjähriges Mitglied 
und treuer Mitarbeiter in unſerer Ortsgruppe Königshütte, 
Kollege Georg Rzepezynk ſeine Hochzeit. 

Wir bringen dem jungen Paare noch nachträglich unſere 
herzlichſten Glückwünſche dar. 


Der Hauptvorſtand. Ortsgruppe Königshütte. 


Deranftaltungs- Anzeiger, 
Am Sonntag, den 4. März 1934, nachmittags 3,15 findet in 
Tarnowitz, Deutſches Privatgymnaſium, die 


ordentliche Jahreshauptverſammlung 
unſerer Gewerkſchaft ſtatt. 


Tagesordnung. 
Jahresbericht für 1933. 
Rechnungslegung für 1933. f 
Bericht der Kaſſenprüfer und Entlaſtung des Haupt: 
vorſtandes. 
4. Wahl des Hauptvorſtandes. 
5. Satzungsänderungen — Beitragsfrage. 
6. Anträge. 
Die Einladungen ſind den Ortsgruppen bereits zugegangen. 
Der Jahreshauptverſammlung geht am Vormittage eine 
Mitarbeiterbeſprechung 
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Stunde wird noch feſtgeſetzt. Die Tagungen werden 


Deutſchen Abend 


geſchloſſen, der in der Aula des Privatgymaſiums abgehalten und 
von unſeren Gliederungen ausgeſtaltet wird. 

Zu dieſem Abend ſind auch die Angehörigen unſerer Mit— 
glieder herzlichſt eingeladen. 

Wir tagen zum erſtenmal ſeit Beſtehen unſeres Verbandes 
in der alten, freien Bergſtadt Tarnowitz. Deshalb erwarten 
wir einen Maſſenbeſuch. 

Kein Berufskamerad darf an dieſer ſo wichtigen Jahres— 
hauptverſammlung fehlen. Jeder merke ſich dieſe Veranſtaltungen 
vor und lege ſich ſchon jetzt ein Geldbetrag für dieſe Reiſe ins 
Tarnowitzer Ländchen zurück. 


Kattowitz, den 1. Februar 1934 


voraus. 
mit einem 


Der Hauptvorſtand Die Ortsgruppe Tarnowitz. 


Ortsgruppen: 


Kattowitz. 

Ne 0 abends 8 Uhr Mitgliederverſammlung im Chriſt⸗ 
20 Februm lichen Hoſpiz. Beſprechung geſchäftlicher An⸗ 
— gelegenbeiten, Wahl der Vertreter zur Jahres- 


hauptverſammlung in Tarnowitz. Anſchließend Vortrag des 
Geſchäftsführers Koruſchowitz, über „Neugeſtaltung der arbeits— 
rechtlichen Geſetzgebung und der Sozialverſicherung. 

Ferner wird im Februar ein Lichtbildvortrag für Mitglieder 
und deren Angehörige über „Das ſchöne Deutſchland“ gehalten. 
Einzelheiten werden durch Rundſchreiben bekanntgegeben. 

Außerdem findet in dieſem Monat ein Märchennachmittag ſtatt. 
Einladungen ergehen noch. 


Königshütte. 


Mittwoch abends 8 Uhr im Hotel Graf Reden Mitglieder- 
14 neben verſammlung. Beſprechung geſchäftlicher Angelegen⸗ 
— heiten. Wahl der Vertreter zur Jahres haupt⸗ 
verſammlung, kurzer Bericht über die Sozialverſicherungsgeſetze 
uſw., anſchließend Vortrag des Bildungsobmannes Koll. Dz. 
über die „Rohſtoffe der Weltwirtſchaft“. 

abends 8 Uhr, im Hotel Graf Reden Lichtbild— 
abend für Mitglieder und deren Angehörige. 
Im Februar wird noch 

ein Märchennachmittag 


Freitag, 
23. Februa 


durchgeführt. 
Zu dieſen Veranſtaltungen ergehen noch beſondere Ein— 
ladungen. 


Friedenshütte. 


Sormtag vorm. 10 Uhr in Antonienhütte bei Brunday 
18 Februc (Holuna) Mitgliederverſammlung. Geſchäftliche An⸗ 
—i geegenheiten, Wahl der Vertreter zur Jahres: 
hauptverſammlung. Vortrag des Geſchäftsführers Koruſchowitz 
über: „Neugeſtaltung der arbeitsrechtlichen Geſetzgebung und 
der Sozialverſicherung“. 


Schwientochlowitz. 


Sonntag, J nachmittags 4 Uhr bei Neiwert Märchen: 
11. Februar nachmittag für die Kleinen. 
Donnerstag abends 8 Uhr bei Neiwert Mitglieberverfammiung, 
15. Februar Kurze geſchäftliche Mitteilungen, Wahl der Ber» 
— — treter zur Jahreshauptverſammlung in Tarnowitz. 


Bericht über ſoziale Tagesfragen. Anſchließend Lichtbildvortrag 
„Geſchichte der Erde“. 


Bismarckhütte. 


Hoffer sidg abends 8 Uhr bei Glodeck, Mitgliederverſammlung. 
8 ehre Bericht über Tagesfragen, Wahl der Vertreter 
— 1 zur Jahres hauptverſammlung. Anſchließend Vor⸗ 
„Volkstum und Kultur“. 


trag: 


„Monatsweiſer“ 


9. Jahrgang. 


Sonntag, im Kath. Vereinshaus 
85 57815 DA Kaspernachmittag 
— — für die Kleinen unjerer Mitglieder. Einladungen 

ergehen noch. 

Lipine. 

Sonntag,] vorm. 10 Uhr Mitgliederverſammlung bei Machon. 
11 Februa Kurzer geſchäftlicher Teil, Bericht über Tages— 
—i fragen. Anſchließend Vortrag des Kollegen B. 


über „Münzweſen“. Anſchließend Ausſprache, an der ſich alle 
Mitglieder beteiligen. 


Schoppinitz. 
Monde abends 8 Uhr Mitgliederverſammlung bei Koslik. 
19 Februar Kurzer geſchäftlicher Teil. Anſchließend Lichtbild: 
— vortrag über: „Deutſchland“. 
Tarnowitz. 
N abends 8 Uhr im Deutſchen Privatgymnaſium, 
20 Februaı Mitgliederverſammlung. Beſprechung der Jahres: 
— 1 hauptverſammlung und verſchiedene wichtige 


Fragen. Anſchließend ſpricht Kollege Koruſchowitz über „Um— 
gejtaltung der ſozialen Geſetzgebung“. 


Tichau. 


Sonnabend, 

n verſicherungsgeſetz. 

Lehrganges für Kurzſchrift. 

Deutſcher Handels: u. Induſtrieangeſtellten⸗Verband 
Bielitz. 

| abends 8 Uhr Mitgliederverſammlung im Schüler: 


Bericht über Tagesfragen. Vortrag: Sozial— 
Anſchließend Abſchluß des 


| um 6 ½ Uhr im Ratskeller Mitglieberverſammlung. 


heim Nordmark. Kollege W. ſpricht über: 
„Sozialismus und Kapitalismus“. 


Die Mitgliederverſammlungen der Ortsgruppen Laurahütte 
und Ruda werden durch beiondere Einladungen bekanntgegeben. 


Freitag, 
23. Februar 


Werber voran! 


Jeder Kollege und Mitarbeiter im DHV. kann feinen 
Berufsverband weiter ausbauen helfen, wenn er die Un⸗ 
organiſierten und falſch Organiſierten ſeines Bekannten⸗ 
kreiſes und in feiner Arbeitsſtelle für den DHV. gewinnt. 


Wir nehmen jedes aus dem Afabund, Gd und anderen 
Verbänden ausſcheidende Mitglied in den DHV. auf 
unter Anrechnung ſeiner dort erworbenen Rechte. Aus⸗ 
künfte erteilen wir gern und zu jeder Zeit. Anſchriften 
von Berufskollegen, die in unſeren Verband eintreten 
oder übertreten wollen, ſind uns zu melden. ’ 


1 


Der Hauptvporſtand. 


INN 


Nachruf! 


Am 5. Januar d. Js. ſtarb nach kurzer 
fchwerer Krankheit unſer junger Freund 


Oskar Janocha 


im Alter von 19 Jahren. 
Sehr früh mußte er von uns ſcheiden 
Sein Andenken wird uns in ſteter Er 
innerung bleiben. 


Kattowitz, im Februar 1934, 


Orts und Jugendgruppe Kattowitz. 
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